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diese Frage kann man sich in diesen Zeiten durchaus stellen. Der elektronische Rechtsverkehr wird
eingeführt und es wird über Legal Tech diskutiert, obwohl man zuweilen den Eindruck hat, dass
eine Definition für das, was unter Legal Tech zu verstehen ist, eigentlich bislang noch nicht so rich-
tig gefunden wurde. 

Auch wir stellen uns diese Frage natürlich u.a. deshalb, weil mit der Versendung der Kammermit-
teilungen in gedruckter Form an alle Kammermitglieder viermal pro Jahr ein erheblicher Arbeits-
und Kostenaufwand verbunden ist.
Die Artikel müssen geschrieben, redigiert und korrekturgelesen werden, zeitweise eine durchaus
mühselige Arbeit. In vielen Fällen kommen die Kammermitteilungen und das Erfordernis zum
Schreiben eines Artikels immer zur unrechten Zeit, weil ja genügend andere Arbeit zu erledigen ist.
Es darf auch nicht übersehen werden, dass uns die Kammermitteilungen Geld kosten und dieses
Geld u. U. eingespart oder an anderer Stelle besser verwandt werden kann. Deshalb würde uns im
Vorstand Ihre Meinung hierzu interessieren. 
Halten Sie die Kammermitteilungen und die darin enthaltenen Informationen nach wie vor für hilf-

reich und interessant oder könnten Sie auch darauf verzichten? 
Sollte ggf. nur noch einmal im Jahr und zwar mit der Einladung zur Kammerversammlung informiert werden und dann ein Jahresbericht
der Tätigkeit der Kammer abgefasst werden? 
Aktuelle Meldungen könnten dann über die Homepage abgefragt werden. Oder wollen Sie ggf. über Aktuelles durch einen Newsletter (oder
wie auch immer man es bezeichnen möchte) per E-Mail unterrichtet werden? Auch insoweit gibt es unterschiedliche Auffassungen der Kol-
leginnen und Kollegen. Manche lehnen eine solche Information per E-Mail wegen der Flut von E-Mails, die jeden Tag eingehen, rundweg
ab.
Darüber hinaus dürften nach meiner Erfahrung und nach den mir gegenüber geäußerten Stellungnahmen von Kolleginnen und Kollegen bei
einer Übersendung per E-Mail noch weniger erreicht werden als mit der Übersendung der Kammermitteilungen in gedruckter Form.

Da wir die Kammermitteilungen aber nicht für uns, sondern für unsere Mitglieder abfassen und übersenden, sollen Sie auch über das
Schicksal entscheiden. Über Ihre Rückmeldungen dazu würden uns deshalb sehr freuen.

Bundesweit wird aufgrund der BRAO-Änderung zu den Wahlen zum Kammervorstand darüber diskutiert, ob jetzt einheitlich eine elektro-
nische Wahl bei den Rechtsanwaltskammern ermöglicht werden soll, anstelle der Briefwahl. Auch dazu würde uns Ihre grundsätzliche Mei-
nung interessieren. 

Viele Fragen zur Einführung der elektronischen Wahl müssen sicherlich noch gestellt und beantwortet werden. Wie sieht es mit den Kos-
ten im Verhältnis zur Briefwahl aus? Wie lässt es sich ermöglichen, dass auch diejenigen, die in der Kammerversammlung wählen möch-
ten, bei einer elektronischen Wahl dort die Möglichkeit der Stimmabgabe haben und zwar in geheimer Form? Welche Sicherheitsanforde-
rungen können überhaupt erfüllt werden und welche Kosten sind mit diesen hohen Sicherheitsanforderungen verbunden?
Die Kammer Braunschweig hat sich immer gegen eine verpflichtende Einführung der Briefwahl für den Vorstand ausgesprochen, auch weil
die überwiegende Anzahl der Zuschriften der Kolleginnen und Kollegen zu diesem Thema in diesem Sinne gewesen ist. Wahlen zum Vor-
stand einer Kammer sind nun einmal keine Parlamentswahlen und müssen nicht den gleichen Voraussetzungen entsprechen.
Da sich der Gesetzgeber aber für die verpflichtende Einführung der Briefwahl bzw. elektronischen Wahl ab dem Jahre 2018 entschlossen
hat, müssen wir uns mit den aufgeworfenen Fragen beschäftigen. Ich würde mich persönlich über eine Rückmeldung Ihrerseits oder  wie
heißt es so schön über ein „Feedback“ freuen.

Denjenigen, die schon erwartungsfroh ihrem Sommerurlaub entgegensehen, wünsche ich einen angenehmen und erholsamen Urlaub und
verbleibe bis danach

mit freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr
Michael Schlüter 
Präsident
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Aus dem Vorstand

Kammerversammlung 2017

Am 05.04.2017 fand die Kammerversammlung im Kon-
gresssaal der Industrie- und Handelskammer in Braun-
schweig statt. In diesem Jahr nahmen an der Versammlung
39 Mitglieder teil.
Zu Beginn der Kammerversammlung erstattete der Präsi-
dent Rechtsanwalt und Notar Michael Schlüter seinen Jah-
resbericht 2016, der in diesem Heft abgedruckt ist. 
Im Anschluss daran erstattete der Schatzmeister Rechtsan-
walt und Notar Dr. Peter Beer den Kassenbericht 2015. Der
Kassenprüfer Rechtsanwalt Reinhard  Loppnow berichtete
über die durchgeführte Kassenprüfung.  Beanstandungen
wurden nicht erhoben.  
Nachdem zunächst die Kollegen Jürgen Beyer aus Göttin-
gen und Reinhard Loppnow aus Braunschweig als Kassen-
prüfer und der Kollege Dietmar Wölker aus Schöppenstedt
als stellvertretender Kassenprüfer für das nächste Jahr ein-
stimmig wieder gewählt wurden,  wurde der Vorstand auf
Antrag entlastet. 
Anschließend stellte der Schatzmeister den Haushaltsvor-
anschlag für das Jahr 2017 vor, der Ihnen mit der Kammer-
mitteilung I/2017 übersandt wurde. Die Kammerversamm-
lung stimmte dem Voranschlag zu und beschloss, den Kam-
merbeitrag für das Jahr 2017 wieder auf 330,00 EUR mit
Fälligkeit zum 01.04.2018 festzusetzen. 
Ebenfalls beschlossen wurde, eine weitere Umlage zur Ent-
wicklung und zum Betrieb des besonderen elektronischen
Anwaltspostfachs (beA) zu erheben.  Die Höhe beträgt
67,00 EUR pro Mitglied der Rechtsanwaltskammer, fällig
am 15.01.2018. 
Die Kammerversammlung beschloss einstimmig, die
Schiedsordnung der Rechtsanwaltkammer vom 07.03.2012
aufzuheben. Der Beschluss wird in diesem Heft bekanntge-
macht.  
Des weiteren wurde ein neuer Gebührentatbestand in der
Gebührenordnung im Hinblick auf die Vollmachtsdaten-
bank-Zugangskarte der DATEV beschlossen, sowie die Än-

derung der Beitragsordnung
gem. Beschlussvorlage und
die Entschädigungsregelung
für Referendararbeitsge-
meinschaftsleiter, ebenfalls
gem. Beschlussvorlage.  Die
Beschlüsse sind ebenfalls in
diesem Heft bekanntge-
macht. 
Zudem fanden turnusgemäß
Vorstandswahlen statt, auf-
grund der gesetzlichen Än-
derungen letztmals nur als
Präsenzwahl in der Kam-
merversammlung. Es mus-
sten 8 Vorstandmitglieder

neu gewählt werden. Da der ehemalige Vizepräsident Herr
Rechtsanwalt und Notar Jens Vollmer für eine Wiederwahl
nicht mehr zur Verfügung stand, musste mindestens ein
Vorstandsmitglied neu gewählt werden. Der einzige Kandi-
dat, Herr Rechtsanwalt und Syndikusrechtsanwalt Dr.
Frank Biermann wurde neu in den Vorstand gewählt. Die-
ser setzt sich nun wie folgt zusammen:

Rechtsanwalt und Notar Michael Schlüter,
Braunschweig
- Präsident - ,
Rechtsanwalt Andreas Ronsöhr, Northeim
- Vizepräsident - ,
Rechtsanwalt Christoph Höxter, Braunschweig
- Vizepräsident - ,
Rechtsanwalt und Notar Dr. Peter Beer, Braunschweig
- Schatzmeister -
Rechtsanwalt und Notar Kurt-R. Gassel,
Braunschweig
- Schriftführer - ,
Rechtsanwältin und Notarin
Dr. Ruth Moos-Wittmund, Braunschweig
Rechtsanwalt und Notar Bernhard Nolte, Duderstadt
Rechtsanwalt Karl-Heinz Mügge, Göttingen
Rechtsanwalt Stefan Fromme, Herzberg
Rechtsanwalt Dirk Svetlik, Wolfsburg
Rechtsanwalt Dr. Markus Thiele, Rosdorf.
Rechtsanwalt Uwe Nessig, Braunschweig
Rechtsanwalt und Notar Dr. André Kupfernagel,
Göttingen
Rechtsanwältin Anna Wehmeyer, Salzgitter
Rechtsanwalt und Syndikusrechtsanwalt
Dr. Frank Biermann, Braunschweig

Gegen 16:25 Uhr beendete der Präsident die Versammlung
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abteilungen der rechtsanwaltskammer

abteilung i 
(Verstöße gegen Dienstleistungs-informations-
pflichten-Verordnung)
Dr. Beer, Braunschweig
Mügge, Göttingen
Dr. Thiele, Rosdorf
Höxter, Braunschweig

abteilung ii (berufsrechtl. Verstöße, Verstöße
geldwäsche gesetz, § 261 StgB im lg Bezirk BS
außer ag gS, Seesen, Bad gandersheim)
Dr. Beer, Braunschweig (Vorsitzender)
Nolte, Duderstadt (stellv. Vorsitzender)       
Fromme, Herzberg
Mügge, Göttingen
Dr. Biermann, Braunschweig

abteilung iii (berufsrechtl. Verstöße, Verstöße
geldwäsche gesetz § 261 StgB im Bezirk des lg
gö, ag gS, ag Seesen, Clausthal-Zellerfeld)
Dr. Moos-Wittmund, Braunschweig (Vorsitzende)
Ronsöhr, Northeim
Wehmeyer, Salzgitter
Dr. Thiele, Rosdorf 
Nessig, Braunschweig

abteilung iV (Zulassung von rechtsanwälten,
Widerruf/Vertreterbestellungen)
Schlüter, Braunschweig (Vorsitzender)
Dr. Kupfernagel, Göttingen
Gassel, Braunschweig    
Ronsöhr, Northeim
Dr. Thiele, Rosdorf 

abteilung V  (anwaltl. aus- und Fortbildung, Fach-
anwaltschaften)
Dr. Moos-Wittmund, Braunschweig (Vorsitzende)
Dr. Kupfernagel, Göttingen
Svetlik, Wolfsburg
Mügge ,Göttingen
Höxter, Braunschweig
Gassel, Braunschweig (stellv. Mitglied)

abteilung Vi (aus- und Fortbildung nichtjuristi-
scher mitarbeiter)
Höxter, Braunschweig (Vorsitzender)
Nolte, Duderstadt
Fromme, Herzberg
Dr. Kupfernagel, Göttingen

abteilung Vii (gebühren)
Gassel, Braunschweig
Wehmeyer, Salzgitter
Svetlik, Wolfsburg
Nessig, Braunschweig
Dr. Kupfernagel, Göttingen
Dr. Biermann, Braunschweig

abteilung Viii (abwickler)
Dr. Beer, Braunschweig (Vorsitzender)
Gassel, Braunschweig (stellv. Vorsitzender)
Ronsöhr, Northeim 
Mügge, Göttingen

abteilung X (Schlichtung wegen Schlechtleistung)
Dr. Beer, Braunschweig, (Vorsitzender)
Gassel, Braunschweig
Dr. Thiele, Göttingen
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Das Jahr 2016
tätigkeitsbericht des Vorstandes der rechtsanwaltskammer Braunschweig

Vorstand
Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braun-
schweig setzt sich wie folgt zusammen:

Rechtsanwalt und Notar Michael Schlüter,
Braunschweig
- Präsident - ,
Rechtsanwalt Andreas Ronsöhr, Northeim
- Vizepräsident - ,
Rechtsanwalt und Notar Jens Vollmer, Braunschweig
- Vizepräsident - ,
Rechtsanwalt Dr. Peter Beer, Braunschweig
- Schatzmeister - ,
Rechtsanwalt und Notar Kurt-R. Gassel,
Braunschweig
- Schriftführer - ,
Rechtsanwältin und Notarin
Dr. Ruth Moos-Wittmund, Braunschweig
Rechtsanwalt und Notar Bernhard Nolte, Duderstadt
Rechtsanwalt Karl-Heinz Mügge, Göttingen
Rechtsanwalt Christoph Höxter, Braunschweig
Rechtsanwalt Stefan Fromme, Herzberg
Rechtsanwalt Dirk Svetlik, Wolfsburg
Rechtsanwalt Dr. Markus Thiele, Rosdorf.
Rechtsanwalt Uwe Nessig, Braunschweig
Rechtsanwalt Dr. André Kupfernagel, Göttingen
Rechtsanwältin Anna Wehmeyer, Salzgitter

abteilungen der rechtsanwaltskammer

abteilung i 
(Verstöße gegen Dienstleistungs-informations-
pflichten-Verordnung)
Dr. Beer, Braunschweig
Mügge, Göttingen
Dr. Thiele, Rosdorf
Höxter, Braunschweig

abteilung ii
(berufsrechtl. Verstöße, Verstöße geldwäsche ge-
setz, § 261 StgB im lg Bezirk BS außer ag gS,
Seesen, Bad gandersheim )
Dr. Beer, Braunschweig (Vorsitzender)
Nolte, Duderstadt (stellv. Vorsitzender)       
Fromme, Herzberg
Vollmer, Braunschweig
Mügge, Göttingen

abteilung iii
(berufsrechtl. Verstöße, Verstöße geldwäsche ge-
setz § 261 StgB im Bezirk des lg gö, ag gS, ag
Seesen, Clausthal-Zellerfeld)
Dr. Moos-Wittmund, Braunschweig ( Vorsitzende)
Ronsöhr, Northeim
Wehmeyer, Salzgitter
Dr. Thiele, Rosdorf 
Nessig, Braunschweig

abteilung iV
( Zulassung von rechtsanwälten, Widerruf/Vertre-
terbestellungen )
Schlüter, Braunschweig (Vorsitzender)
Dr. Kupfernagel, Göttingen
Gassel, Braunschweig    
Ronsöhr, Northeim
Dr. Thiele, Rosdorf 

abteilung V
( anwaltl. aus- und Fortbildung, Fachanwaltschaf-
ten )
Dr. Moos- Wittmund, Braunschweig (Vorsitzende )
Dr. Kupfernagel, Göttingen
Svetlik, Wolfsburg
Mügge ,Göttingen
Höxter, Braunschweig
Gassel, Braunschweig (stellv. Mitglied)

abteilung Vi
( aus- und Fortbildung nichtjuristischer mitarbei-
ter )
Höxter, Braunschweig (Vorsitzender)
Nolte, Duderstadt
Fromme, Herzberg
Dr. Kupfernagel, Göttingen

abteilung Vii
( gebühren )
Vollmer, Braunschweig (Vorsitzender)
Gassel, Braunschweig (stellv. Vorsitzender)
Wehmeyer, Salzgitter
Svetlik, Wolfsburg
Nessig, Braunschweig

abteilung Viii
( abwickler )
Dr. Beer, Braunschweig (Vorsitzender)
Gassel, Braunschweig (stellv. Vorsitzender)
Ronsöhr, Northeim 
Mügge, Göttingen
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abteilung X
(Schlichtung wegen Schlechtleistung)
Dr. Beer, Braunschweig, (Vorsitzender)
Gassel, Braunschweig
Dr. Thiele, Göttingen

tätigkeit des Präsidiums, des Vorstandes und der
geschäftsführung

Im Berichtsjahr 2016 haben folgende Veranstaltungen
unter Teilnahme von Mitgliedern des Vorstandes oder
der Geschäftsführung der Rechtsanwaltskammer statt-
gefunden. Darüber hinaus war die Kammer bei zahl-
reichen anderen Veranstaltungen durch ihren Präsiden-
ten oder Stellvertreter vertreten.

64. Präsidentenkonferenz in Berlin 14.01.2016
Präsidiumssitzung 03.02.2016
Vorstandssitzung 10.02.2016
Sitzung BBiA 24.02.2016
150. BRAK HV Berlin 29.04.2016
Präsidiumssitzung/Vorstandssitzung 08.06.2016
66. Präsidentenkonferenz in Berlin 20.06.2016
Belobigungsfeier Auszubildender 22.06.2016
Sitzung BBiA 10.08.2016
Vorstandssitzung 02.09.2016
Gemeinsame Präsidiumssitzung mit RAK Sachsen-Anhalt

08.09.2016
151. BRAK HV in Frankfurt 07.10.2016
Mitgliederversammlung Hülfskasse 05.11.2016
Präsidiumssitzung/Vorstandssitzung 14.12.2016

Im Berichtsjahr 2016 sind insgesamt 4 Kammermittei-
lungen an die Kammermitglieder versandt worden.

Es wurden in den Räumen der Rechtsanwaltskammer
für die Mitglieder 19 Fortbildungsseminare durchge-
führt.

Es haben insgesamt 10 Abteilungssitzungen des Vor-
standes der Rechtsanwaltskammer stattgefunden.

mitgliederstand und mitgliederentwicklung

2016 2015
Rechtsanwälte insgesamt
mit Rechtsbeiständen und GmbH 1692 1691
Rechtsanwälte (männl.) 1118 1137
Rechtsanwältinnen 557 536
Rechtsbeistände 3 4
Mitglieder aus EG-Mitgliedstaaten 4 5
(gemäß § 206 Abs. 1 BRAO; § 5EuRAG)
RA-GmbH 10 9

Im Kalenderjahr 2016 verstarben am:
05.01.2016 Jörn Brethauer aus Seesen
02.03.2016 Rolf Werlisch aus Helmstedt
10.04.2016 Carsten Lüßmann aus Adelebsen
06.07.2016 Albrecht Ebeling aus Braunschweig
15.09.2016 Claus Maack aus Einbeck
06.10.2016 Uwe Bertram aus Braunschweig
10.12.2016 Barbara Störig aus Salzgitter

Im Geschäftsjahr wurden neu zugelassen:

2016 2015
Rechtsanwälte 33 49
Rechtsanwältinnen 46 28
Rechtsbeistände 0 0
Mitglieder aus EG-Mitgliedstaaten 1 1
(gemäß § 206 Abs. 1 BRAO, § 5EuRAG)
RA-GmbH 2 1
Mitglied nach § 60 BRAO (Pflichtmitglied) 1 0
insgesamt 83 79

anträge Syndikuszulassung 2016
Syndikusanträge bei bestehender Zulassung 113
Nur Syndikusanträge 22
Antrag auf Syndikus- und RA-Zulassung 3
Gesamtanträge 138
Erfolgte Syndikuszulassung bei bestehender 93
RA-Zulassung (davon 59 männl. und 34 weibl.)
Erfolgte reine Syndikuszulassung 17
(davon 4 männl. und 13 weibl.)
insgesamt 110

Ablehnungen Syndikusanträge 
Ablehnung durch RAK 1
Klageverfahren beim AGH (Klage DRV) 3
Antragsrücknahme 1

Im Berichtsjahr sind ausgeschieden:

2016 2015
durch Verzicht 47 45
durch Zulassungswechsel 21 30
durch Widerruf gemäß § 14 Abs. 2 Ziff. 7 2 0
(Vermögensverfall)
durch Widerruf gemäß § 14 Abs. 2 Ziff. 9 2 1
(Nichtunterh. Haftpflicht)
durch Tod 7 2
Rücknahme GmbH-Zulassung 1 0
ausgeschieden insgesamt 82 78
Zahl der Kammermitglieder insgesamt 1692 1691

Die Zahl der Kammermitglieder hat sich damit im Be-
richtsjahr 2016 um  insgesamt  1   erhöht, dies bedeu-
tet einen prozentualen Zuwachs von 0,06  Prozent.
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Kammerversammlung

Während des Berichtsjahres fand eine ordentliche
Kammerversammlung am 16. März 2016 in Braun-
schweig statt. 

tätigkeit der abteilungen der Kammer

abteilung für Zulassungsangelegenheiten

2016 2015
Anträge auf Zulassung zur
Rechtsanwaltschaft, gesamt      87 85
Anträge auf Zulassung einer GmbH  3 1
Anträge auf Zulassung gem. § 2 EuRAG  1 2
Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis
nach dem Rechtsberatungsgesetz 0
Zulassungen aus anderen Kammerbezirken/incl.               
Umzulassungen im Umlaufverfahren und 
Zulassungen im streitigen Verfahren 32 26
Unerledigte Anträge zum 31.12.2015 4 6
Rücknahme von Zulassungsanträgen 0 1
Erfolgte Zulassungen(incl. Umzulassungen
und GmbH-Zulassungen) 83 79
Widerrufsverfahren 5 5

Aufsichtsverfahren/ Gutachten/Vermittlung  im Ge-
schäftsjahr 2016

2016 2015
Abteilung II berufsrechtliche Verstöße 38 57
Abteilung III berufsrechtliche Verstöße 58 49
Abteilung VII Gebühren 7 15
Schiedsgutachten 1 0
Abteilung X Vermittlungen 5 5
Zusammen 109 126
Aus den Vorjahren übernommen 130 103
Zusammen 239 229

Davon erledigt durch Zurückweisung
Einigung oder Sonstiges 78 73
Mißbilligende Belehrungen 2 3
Rüge 10 10
Einleitung eines AnwG-Verfahrens/
Abg. GSTA 3 9
Gebührengutachten erstellt 10 9
Schiedsgutachten erstellt 1 0
am Jahresende unerledigt und
in Bearbeitung 135 125

Berufsbildungsbericht

Gemäß § 34 i.V.m. § 71 Abs. 4 Berufsbildungsgesetz
führt die Rechtsanwaltskammer Braunschweig als zu-
ständige Stelle das Verzeichnis der Berufsausbil-

dungsverhältnisse für die Ausbildungsberufe „Rechts-
anwaltsfachangestellte/r“ und „Rechtsanwalts- und
Notarfach-angestellte/r.
Der Berufsbildungsausschuss der Rechtsanwaltskam-
mer wurde gebildet für den Zeitraum vom 03.02.2015
bis zum 02.02.2019 aus jeweils 6 ordentlichen und 6
stellvertretenden Mitgliedern aus den Bereichen Ar-
beitgeber, Arbeitnehmer und Berufsschullehrer.

Im Jahr 2016 fanden 2 Sitzungen statt: am 24.02.2016
und 10.08.2016; es wurden grundsätzliche Fragen der
Berufsausbildung besprochen.

Im Kammerbezirk bestehen noch 5 Prüfungsausschüs-
se für die Abnahme von Fachangestellten-prüfungen
nach der alten ReNoPat-Ausbildungsverordnung:

Braunschweig
Göttingen
Goslar
Northeim
Wolfsburg

Seit dem 01.12.2016 besteht ein neuer Prüfungsaus-
schuss für die Abnahme von Fachangestelltenprüfun-
gen nach der neuen ReNoPat-Ausbildungsverordnung.
Er besteht aus momentan 23 Mitgliedern aus den Be-
reichen Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Berufsschul-
lehrer.

2016 2015
neueintragungen
(Ausbildungsbeginn im Jahr 2016) 92 121
vorzeitig Gelöschte 25 34
während der Probezeit 17 24
vor Beginn der Ausbildung 3 7
durch den Auszubildenden 0 0
im gegenseitigen Einvernehmen 3 3
Aufgabe der Berufsausbildung 2 0
Teilnahme Einstiegsqualifizierung 2 4
Zwischenprüfungsteilnehmeranzahl 2016 85 70
abschlussprüfung Winter 2015/2016 und
Sommer 2016 78
davon bestanden 66
davon nicht bestanden 12
davon in 2016 geprüfte Wiederholer 11
davon endgültig nicht bestanden 2
abschlussprüfung Winter 2014/2015 und
Sommer 2015 98
davon bestanden 88
davon nicht bestanden 10
davon in 2015 geprüfte Wiederholer 10
davon endgültig nicht bestanden 1
Aufnahme Stipendiat/in Begabtenförderung 0 0
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Prüfungsergebnisse abschlussprüfung Winter
2015/2016 und Sommer 2016

In Klammern stehen die Ergebnisse aus dem Vorjahr

Zur ehrenamtlichen Ausbildungsberaterin ist bis dato
bestellt worden: für den OLG-Bezirk Braunschweig:
Frau RAin Roberta Meyer, Braunschweig.

abteilung für anwaltliche aus- und Fortbildung,
Fachanwaltschaften

Im Geschäftsjahr 2016 sind  33  Fachanwaltsanträge
bei der Rechtsanwaltskammer Braunschweig einge-
gangen. Diese wurden zzgl. der noch nicht beschiede-
nen  9 Anträge aus den Vorjahren durch den Fachaus-
schuss und die Abteilung des Vorstandes im Ge-
schäftsjahr wie folgt bearbeitet:

Mit freundlichen Grüßen

Schlüter
-Präsident-

Prüfungsausschuss note 1 note 2 note 3 note 4 nicht bestanden insgesamt
göttingen 0        (2) 6          (3) 6         (12) 1          (2) 1           (0) 14        (19)
northeim 1        (0) 3          (3) 2           (2) 1          (4) 3           (4) 10        (13)
Wolfsburg 0        (0) 7          (6) 5           (9) 3          (1) 1           (2) 16        (18)
goslar 0        (0) 1          (2) 3           (7) 2          (0) 1           (0) 7           (9)
Braunschweig 1        (0) 3          (6) 12       (21) 9          (8) 6           (4) 31         (39)
Olg-Bezirk gesamt 2        (2) 20      (20) 28       (51) 16       (15) 12       (10) 78         (98)

2016 verliehen nicht verliehen in 2017 2015
übernommen

Agrarrecht 1 1 0
Arbeitsrecht 5 2 3 1
Bank- und Kapitalmarktrecht 1 1 2
Bau- und Architektenrecht 1 1 2
Erbrecht 1 1 0
Familienrecht 5 2 3 4
Gewerblicher Rechtsschutz 1 1 0
Handelsrecht 0 1
Insolvenzrecht 0 1
Internationales Wirtschaftsrecht 0 1
IT-Recht 1 1 0
Medizinrecht 2 1 1 2
Miet- und Wohnungseigentumsrecht 3 1 2 3
Sozialrecht 2 2 3
Steuerrecht 0 1
Strafrecht 2 1 1 2
Transport- und Speditionsrecht 0 0
Urheber- und Medienrecht 2 1 1 0
Verkehrsrecht 5 5 5
Versicherungsrecht 0 1
Verwaltungsrecht 1 1 1
gesamt 33 20 13 30
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Berufsrecht

gesetz zur umsetzung der Berufsanerkennungsrichtlinie in Kraft

Das lange diskutierte Gesetz zur Umsetzung der Be-
rufsanerkennungsrichtlinie ist am 17.5.2017 im
Bundesgesetzblatt verkündet worden und in seinen
wesentlichen Teilen am 18.5.2017 in Kraft getreten.
Es enthält eine Reihe von Änderungen an der BRAO
und weiteren Gesetzen, etwa des Gesetzes über die Tä-
tigkeit europäischer Rechtsanwälte in Deutschland
(EuRAG), der Patentanwaltsordnung (PAO) und des
Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG).

Besondere Inkrafttretensregelungen gelten aber insbe-

sondere für die Vorschrift zur rückwirkenden Mit-
gliedschaft des Syndikusrechtsanwalts in der Rechts-
anwaltskammer ab dem Zeitpunkt seines Zulassungs-
antrags: Diese Vorschrift trat bereits mit Wirkung vom
1.1.2016 in Kraft. Zum 1.1.2018 tritt u.a. die Regelung
in Kraft, wonach Rechtsanwälte verpflichtet sind, Zu-
stellungen sowie den Zugang von Mitteilungen über
das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA)
zur Kenntnis zu nehmen. Erst zum 1.7.2018 tritt die
neue Regelung in Kraft, die Briefwahlen zu den Vor-
ständen der Rechtsanwaltskammern einführt.

endlich durch, aber kein großer Wurf
Berlin, 24.03.2017

Am 23.03.2017 hat der Bundestag nun in zweiter und
dritter Lesung das nationale Umsetzungsgesetz zur eu-
ropäischen Berufsanerkennungsrichtlinie in der Fas-
sung des Änderungsvorschlages der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD vom 03.03.2017 (vgl. Presseer-
klärung Nr. 2 v. 08.03.2017) beschlossen.

Es bleibt damit dabei, dass die Satzungsversammlung
keine Ermächtigungsgrundlage erhält, um die allge-
meine anwaltliche Fortbildungspflicht zu konkretisie-
ren. BRAK-Präsident Ekkehart Schäfer bedauert diese
Entscheidung: „Wir sind einer der wenigen Mitglied-
staaten der EU, in denen es keine konkretisierte Fort-
bildungspflicht gibt. Aus europarechtlicher Perspekti-
ve halte ich dies für sehr bedenklich.“ Schäfer hatte
bereits in der Vergangenheit zusätzlich betont, dass er
eine Konkretisierung auch zur Stärkung der Qualität
anwaltlicher Arbeit für erforderlich hält.

Erfreulich ist, dass die Satzungsversammlung aber die
Kompetenz erhalten hat, die Pflichten bei Zustellun-
gen von Anwalt zu Anwalt zu regeln. Die Satzungs-
versammlung kann nun ihre am 21.11.2016 vorberei-
tete Entscheidung (vgl. Presseerklärung Nr. 16 v.
22.11.2016) in ihrer kommenden Sitzung am
19.05.2017 bestätigen.

Unbefriedigend ist die Regelung zur Einführung der
Briefwahl zu den Vorstandswahlen der Kammern, die
auch elektronisch durchgeführt werden kann. Sie ist
für alle Rechtsanwaltskammern ab dem 01.07.2018
verpflichtend, allerdings insoweit geöffnet, als die den
Rechtsanwälten übersandten Stimmzettel nun auch in
der Kammerversammlung abgegeben werden können.
Die Regelung zum Rechtsdienstleistungsgesetz (dort §
1 Abs. 2 RDG) begrüßt die BRAK, ist der Gesetzgeber
damit doch der Forderung der BRAK gefolgt, sich ge-
gen eine Öffnung des Anwendungsbereiches zu wen-
den, sofern eine Rechtsdienstleistung für Bürger in der
Bundesrepublik aus einem anderen Staat heraus auf
dem Gebiet des deutschen Rechts erfolgen soll. „Eine
solche Öffnung würde dem Verbraucherschutz völlig
zuwider laufen“, betont Schäfer. „Die Reform bringt
also Gutes, der ganz große Wurf war sie indes nicht.“
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Beschlüsse der Satzungsversammlung
3. Sitzung der 6. Satzungsversammlung
bei der Bundesrechtsanwaltskammer am 21.11.2016 in Berlin

Fachanwaltsordnung

§ 5 abs. 1 lit. g nr. 3 lit. a FaO wird wie folgt neu
gefasst:
a) Jedes Verfahren mit mehr als fünf Arbeitnehmern

durch sechs Verfahren als Sachwalter nach § 270
InsO, als vorläufiger Insolvenzverwalter, als vor-
läufiger Sachwalter gemäß §§ 270a und 270b InsO,
als Sanierungsgeschäftsführer oder als Vertreter des
Schuldners im Unternehmen-sinsolvenzverfahren
oder im Verbraucherinsolvenzverfahren.

§ 14 o FAO wird wie folgt neu gefasst:
§ 14o Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Ver-
gaberecht
Für das Fachgebiet Vergaberecht sind besondere
Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen:
1. Europäische und deutsche Vorschriften zur öffent-

lichen Auftragsvergabe, insbesondere
a) EU-Vergaberichtlinien einschließlich der jewei-

ligen Rechtsmittelrichtlinien,
b) Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen

(GWB),
c) Vergabeverordnung (VgV), Sektorenverordnung

(SektVO), Konzessionsvergabeverordnung
(KonzVgV) und Vergabeverordnung Verteidi-
gung und Sicherheit (VSVgV),

d) Grundzüge der Vergabegesetze der einzelnen
Bundesländer und (soweit vorhanden) des Bun-
des,

2. Besonderheiten der einzelnen Vergabeverfahren
bei:
a) der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen,
b) Planungswettbewerben und der Vergabe von Ar-

chitekten- und Ingenieurleistungen,
c) der Vergabe von Bauleistungen,
d) der Vergabe von Aufträgen im Bereich Verkehr,

Trinkwasserversorgung und Energieversorgung
(Sektorenaufträge),

e) der Vergabe von Konzessionen,
f) der Vergabe von Aufträgen im Bereich Verteidi-

gung und Sicherheit,
3. Besonderheiten der Verfahrens- und

Prozessführung:
a) Primärrechtsschutz durch Nachprüfungs- und

Beschwerdeverfahren,
b) Grundzüge der vergaberechtlichen Verfahren

vor dem EuGH,
c) sonstiger Rechtsschutz vor Zivilgerichten und

Verwaltungsgerichten im Zusammenhang mit
Vergabeverfahren,

4. Vergaberechtliche Aspekte des Beihilferechts,
5. Grundzüge des öffentlichen Preisrechts.

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung wurden
vom Bundesministerium der Justizund für Verbrau-
cherschutz geprüft und sind rechtlich nicht zu bean-
standen. Die Beschlüsse werden in den kommenden
BRAKMitteilungen 2/2017 Mitte April veröffentlicht
und treten sodann am 1.7.2017 in Kraft.

Beschlüsse der Satzungsversammlung bestätigt

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz hat mitgeteilt, dass gegen die Rechtmäßig-
keit des Beschlusses der 3. Sitzung der 6. Satzungs-
versammlung vom 21.11.2016 zur Änderung der
Fachanwaltsordnung keine Bedenken bestehen. Damit

werden Feinjustierungen für die Fachanwaltschaften
für Insolvenzrecht und für Vergaberecht vorgenom-
men. Die Beschlüsse werden in Heft 2/2017 der
BRAK-Mitteilungen publiziert und treten zum
1.7.2017 in Kraft.
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resolution: Satzungsversammlung
kämpft weiter für konkretisierte Fortbildungspflicht

Die 6. Satzungsversammlung bei der Bundesrechtsan-
waltskammer (BRAK) fordert den Gesetzgeber erneut
auf, sich mit der Konkretisierung der allgemeinen
Fortbildungspflicht für Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte zu befassen. Hintergrund der Forde-
rung ist, dass der Gesetzgeber auf die zunächst vom
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz und von der Bundesregierung vorgesehene Sat-
zungskompetenz (BT-Drs. 18/9521) ohne überzeugen-
de Gründe verzichtet hat (vgl. Presseerklärungen der
BRAK Nr. 2 v. 8.3.2017 und Nr. 3 v. 24.3.2017).

Die Satzungsversammlung hat in ihrer 4. Sitzung am
19.5.2017 daher eine Resolution verabschiedet:
"Die Satzungsversammlung fordert das Bundesminis-
terium der Justiz und für Verbraucherschutz und den
Gesetzgeber auf, sich unter Berücksichtigung der Ar-
gumente der Satzungsversammlung kurzfristig erneut
mit der Konkretisierung der allgemeinen Fortbil-
dungspflicht zu befassen. Gerne wird sich die Sat-
zungsversammlung mit ihrem Sachverstand in eine er-
neute Debatte einbringen."
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Rechtsprechung

BVerwg verlangt Karenzzeit für pensionierte richter
vor anwaltstätigkeit
Das Auftreten eines pensionierten Richters als Rechts-
anwalt vor dem Gericht, an dem er zuvor tätig war, be-
gründet die Besorgnis der Beeinträchtigung dienst-
licher Belange und rechtfertigt es, ihm diese Tätigkeit
für eine Übergangszeit zu untersagen. Das hat das
BVerwG - ausweislich seiner Presseerklärung Nr.
32/2017 vom 5.5.2017 - am 4.5.2017 im Fall eines
Richters entschieden, der bis zu seiner Pensionierung
in der Zivilkammer eines Landgerichts tätig war. Der
Pensionär war anschließend als Rechtsanwalt zugelas-
sen worden und hatte auch Prozessvertretungen über-
nommen, die vor seinem früheren Dienstgericht ge-
führt wurden.

Der Präsident des OLG hatte ihm daraufhin untersagt,
vor Ablauf von fünf Jahren nach seiner Pensionierung
vor diesem Landgericht aufzutreten. Das VG Münster
(Urt. v. 30.8.2016 - 4 K 1789/15) erachtete eine Ka-
renzzeit von vier Jahren für ausreichend. Die Sprun-
grevision des Klägers zum BVerwG blieb überwie-
gend erfolglos. Während der Karenzzeit gestattet sein
soll allerdings eine bloße Hintergrundberatung als "of
counsel".

BVerwG, Urt. v. 4.5.2017 - 2 C 45.16 (Volltext liegt
noch nicht vor)

BgH: Partnerschaftsgesellschaft kann nicht gesellschafter einer
rechtsanwaltsgesellschaft sein
Der Anwaltssenat des Bundesgerichtshofs hat mit Ur-
teil vom 20.3.2017 entschieden, dass eine Partner-
schaftsgesellschaft gemäß § 59e Abs. 1 S. 1  BRAO
nicht Gesellschafterin einer Rechtsanwaltsgesellschaft
sein kann.

Gemäß § 59e Abs. 1 S. 1 BRAGO können Gesell-
schafter einer Rechtsanwaltsgesellschaft nur in dieser
Gesellschaft beruflich tätige Rechtsanwälte und Ange-
hörige anderer in § 59a Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 BRAO
genannten Berufe sein. Nach Auffassung des Senats
scheidet eine Erweiterung dieses Kreises der mög-
lichen Gesellschafter auf die Partnerschaftsgesell-

schaft durch Auslegung aus. Bereits aus dem Wortlaut
der Vorschrift ergebe sich, dass nur natürliche und
nicht juristische Personen bzw. Personengesellschaf-
ten, die wie die Partnerschaftsgesellschaft einer juris-
tischen Person weitgehend angenähert sind, Gesell-
schafter sein können. Eine Ausnahme bestehe nur für
eine aus natürlichen Personen im Sinne von § 59a Abs.
1 S. 1 BRAO bestehende, auf das Halten von GmbH-
Anteilen beschränkte Gesellschaft bürgerlichen
Rechts.

BGH, Urteil vom 20.03.2017 – AnwZ (Brfg) 33/16 
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Olg Oldenburg: rechtsanwalt behält auch nach Kündigung
des mandats seinen Vergütungsanspruch

Der zweite Senat des Oberlandesgerichts Oldenburg
hat kürzlich entschieden, dass ein Rechtsanwalt
grundsätzlich auch nach der Kündigung des Anwalts-
vertrages durch den Mandanten seinen Vergütungsan-
spruch behält. Dies gelte auch dann, wenn der Anwalt
vorher selbst aus nachvollziehbaren Gründen die
Niederlegung des Mandats angedroht habe.

In dem konkreten Fall hatte der Kläger von den beiden
beklagten Anwälten, die gemeinsam eine Kanzlei im
Ammerland betreiben, die Rückzahlung des bereits
gezahlten Anwaltshonorars gefordert. Der Kläger hat-
te trotz des bestehenden Mandatsverhältnisses einen
weiteren Anwalt in derselben Sache beauftragt.  Die-
ser hatte dann auch gleich mit dem zuständigen Rich-
ter  telefoniert ohne seine Berufskollegen darüber zu
informieren. Die beiden beklagten Anwälte hatten dar-
aufhin erklärt, das Mandat niederlegen zu wollen,
wenn der zusätzliche Anwalt weiter mit dabei sein sol-
le.

Der Kläger erklärte kurz darauf, er nehme das Ange-
bot der Mandatsniederlegung an und klagte vor dem

Landgericht Oldenburg auf Rückzahlung des bereits
gezahlten Anwaltshonorars. Die Klage blieb ohne Er-
folg, ebenso wie die gegen das landgerichtliche Urteil
eingelegte Berufung des Klägers.

Die beklagten Anwälte behielten ihren Vergütungsan-
spruch, so der Senat. Etwas anderes könne nur dann
gelten, wenn sie sich selbst vertragswidrig verhalten
hätten. Dies sei aber nicht der Fall. Denn es sei nicht
ersichtlich, dass die Parteien die Einbeziehung eines
weiteren Rechtsanwalts vereinbart hätten. Auch die
Ankündigung, das Mandat niederzulegen, wenn der
zusätzliche Rechtsanwalt weiter beauftragt bleibe,
stelle kein vertragswidriges Verhalten dar. Der eigen-
mächtige Anruf des neuen Anwalts bei dem zuständi-
gen Richter sei geeignet gewesen, den Ruf der beklag-
ten Anwälte zu schädigen. Vor diesem Hintergrund sei
die Ankündigung, das Mandat niederlegen zu wollen,
gerechtfertigt gewesen.

Beschluss des Oberlandesgerichts Oldenburg vom
09.02.2017 – 2 U 85/16

lg Köln: Keine rechtsschutz-Deckung für bewusst wiederholte Verstöße

Deckungsschutz in der Rechtsschutzversicherung für
die Interessenwahrnehmung im anwaltsgerichtlichen
Verfahren (hier: gegen die Anklage der Generalstaats-
anwaltschaft) erhält nicht, wer den Rechtsschutzfall
"vorsätzlich und rechtswidrig herbeigeführt" hat. Die
entsprechende Ausschlussklausel der ARB (hier: § 3
IV der ARB der beklagten Versicherungsgesellschaft)
hat das LG Köln in einem aktuellen Fall für einschlä-
gig gehalten.
Der Versicherungsnehmer, ein Rechtsanwalt, hatte be-
reits in der Vergangenheit mehrfach mit verschiedenen
Werbemaßnahmen (u.a. mit Schockwerbung bedruck-

te Tassen und eine mit Namenszug bestickte Anwalts-
robe) gegen § 43b BRAO verstoßen. Er habe es bei
seiner nunmehr von der zuständigen Rechtsanwalts-
kammer beanstandeten Werbemaßname (Pin Up-Ka-
lender für das Jahr 2014) - in Kenntnis seines Schei-
terns an § 43b BRAO bei früheren Werbemaßnahmen
- geradezu darauf angelegt, zum wiederholten Mal
sanktioniert zu werden. Dies sei als vorsätzliche Her-
beiführung des Rechtsschutzfalls zu werten.

LG Köln, Urt. v. 23.3.2017 - 24 S 22/16
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Aktuelles

Wie nutzt man bea?
Die nutzung des besonderen
elektronischen anwaltspostfachs im Überblick
Rechtsanwältin Friederike Wohlfeld, BRAK, Berlin

Berlin, 05.04.2017 (Veröffentlichung aus dem BRAK-Magazin Heft 2/2017)

Alle im bundesweiten amtlichen Anwaltsverzeichnis
eingetragenen Mitglieder der Rechtsanwaltskammern
erhalten ein besonderes elektronisches Anwaltspost-
fach, kurz beA. Das beA ist automatisch einer natür-
lichen Person zugeordnet, dem Postfachinhaber. Dies
sind in erster Linie Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte; es können z.B. auch Abwickler oder Vertreter
sein.

erstregistrierung und anmeldung im bea
Vor dem ersten Zugriff auf jedes Postfach muss es er-
stregistriert werden. Zur Erstregistrierung seines beA
muss der Postfachinhaber seine beA-Karte benutzen.
Sie ist sozusagen der Schlüssel, mit dem das Postfach
zum ersten Mal aufgeschlossen wird. Eine ausführli-
che Beschreibung findet sich auf der beA-Website:
http://bea.brak.de/wie-funktioniertbea/zugang/alles-
zur-erstregistrierung/.

Um sich nach der Erstregistrierung anzumelden,
muss der Postfachinhaber ebenfalls seine persönliche
beA-Karte einsetzen. Hintergrund ist, dass die Karte
seinem Benutzerkonto (Account) zugeordnet ist. Je-
der beA-Anwender hat ein Benutzerkonto, unabhän-
gig davon, ob er Postfachinhaber oder Mitarbeiter
ohne eigenes Postfach ist. Die Anmeldung im beA er-
folgt nicht an einem bestimmten Postfach, sondern
über das Benutzerkonto und den diesem zugeordneten
Sicherheits-Token am beA-System.

rechtevergabe im bea
Der Postfachinhaber kann an andere Personen Be-
rechtigungen an seinem bea vergeben. Er kann also
weitere „Mitarbeiter“ zu seinem Postfach zuordnen.
Um Berechtigungen zu vergeben, muss sich der Post-
fachinhaber mit seiner persönlichen beA-Karte (oder
einem anderen kartengebundenen Sicherheits-Token,
den er zuvor unter Einsatz seiner beA-Karte im beA
hinterlegt hat) anmelden. Die Berechtigungen im beA

sind gestaffelt (vgl. auch http://bea.brak.de/wie-funk-
tioniert-bea/zugriffsrechte/). Sie reichen vom Einblick
in die Postfachübersicht bis hin zum Recht, selbst Be-
rechtigungen zu vergeben. Die einzelnen Schritte zur
Vergabe von Zugriffsrechten werden detailliert in der
anwenderdokumentation erläutert, die über die F1-
Taste oder die Hilfe-Schaltfläche jederzeit im beA auf-
gerufen werden kann.

Um mitarbeiter zu berechtigen, muss der Postfachbe-
sitzer diese zunächst als Benutzer anlegen. Der Mitar-
beiter erhält damit automatisch das Recht, die Post-
fachübersicht dieses Postfachs zu sehen. Der Postfa-
chinhaber kann dem Mitarbeiter aber auch weiterge-
hende Zugriffsrechte einräumen.

Bevor der Mitarbeiter die Rechte ausüben kann, muss
er zum einen die Erstregistrierung als „Benutzer ohne
eigenes Postfach“ durchführen. Anders als bei der Er-
stregistrierung eines Postfachinhabers muss der Mitar-
beiter sich nicht unter Einsatz einer beA-Karte, son-
dern mit einem Benutzernamen und einem Passwort
erstregistrieren. Beides wird beim Anlegen des Mitar-
beiters generiert und sollte dann für den Mitarbeiter
aufgeschrieben oder zwischengespeichert werden. Im
Rahmen der Erstregistrierung muss außerdem ein Si-
cherheits-Token für den Mitarbeiter hinterlegt werden.
Zum anderen muss der Sicherheits-Token des Mitar-
beiters durch den Postfachbesitzer (oder einen anderen
Berechtigten) aus Sicherheitsgründen freigeschaltet
werden. Nach der Anmeldung sieht der Mitarbeiter
dann das beA, in dem er berechtigt wurde.

rechtsanwälte sind bereits im beA mit einem eigenen
Benutzerkonto vorhanden. Um an einen anderen
Rechtsanwalt (z.B. an einen Sozius oder einen Vertre-
ter aus einer anderen Kanzlei) Rechte im Postfach zu
vergeben, muss dieser daher nicht extra angelegt, son-
dern lediglich gesucht und dem Postfach als „Mitar-
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beiter“ zugeordnet werden. Bei der Anmeldung am
beA-System sieht der Rechtsanwalt dann sein eigenes
beA und das „fremde“ beA, in dem er berechtigt wur-
de. Mit der Zuordnung sieht der Rechtsanwalt zu-
nächst nur die Postfachübersicht des „fremden“ Post-
fachs. Der Postfachinhaber dieses beA kann jedoch an
den zugeordneten Rechtsanwalt weitere Rechte verge-
ben. Auch hier gilt, dass bevor die Rechte durch den
Rechtsanwalt ausgeübt werden können, sein Sicher-
heits-Token durch den Postfachinhaber (oder einen an-
deren Berechtigten) freigeschaltet werden muss. Erst
danach kann der Rechtsanwalt weitergehende Rechte
ausüben und beispielsweise Nachrichten im „frem-
den“ Postfach öffnen.

Karten und Zertifikate
Die im beA eingesetzten Sicherungsmittel werden als
Sicherheits-Token bezeichnet. Wichtig ist, dass alle
Benutzer im beA eigene Sicherheits-token, d.h. Kar-
ten oder Software-Zertifikate verwenden. Das bedeu-
tet, dass verschiedene Personen Zugriff auf das Post-
fach haben und dazu ihre eigenen Sicherheits-Token
verwenden. Dies kann z.B. die beA-Mitarbeiter-Karte
sein. Es wird aus Sicherheitsgründen empfohlen, Kar-
ten und keine Software-Token Rechtsanwälte sollten

Überlegungen anstellen, wer zukünftig die Postein-
gänge im beA überwachen, wer Nachrichten verschi-
cken können und wer daher welche Berechtigungen
im Postfach erhalten sollte und welche Sicherheits-To-
ken dazu notwendig sind. Zudem muss überlegt wer-
den, ob neben dem Postfachinhaber weitere Personen
Berechtigungen im beA vergeben können sollten. Die
entsprechenden Sicherheits-Token (beA-Mitarbeiter-
Karten oder Software-Zertifikate) können unter Anga-
be der SAFE-ID des beA bei der BNotK unter
http://bea.bnotk.de/ bestellt werden.

Benachrichtigungen
Im beA besteht die Möglichkeit, eine e-mail-adresse
für Benachrichtigungen über Posteingänge im Post-
fach im Rahmen der Erstregistrierung zu hinterlegen.
Es können später auch noch weitere E-Mail-Adressen
hinterlegt werden. Dies kann unter Umständen sinn-
voll sein, wenn mehrere Mitarbeiter den Posteingang
im beA überwachen sollen. Dazu muss in der Post-
fachverwaltung unter dem Unterpunkt Eingangsbe-
nachrichtigungen zunächst das entsprechende Post-
fach ausgewählt und dann die E-Mail-Adresse einge-
tragen werden.

gewerblichkeit anwaltlicher tätigkeit -
abfärberegelung des § 15 abs. 3 nr. 1 eStg
Standortbestimmung des Ausschusses Steuerrecht – Stand: März 2017

Die anwaltliche Tätigkeit ist, sofern nicht in der
Rechtsform einer Kapitalgesellschaft ausgeübt,
grundsätzlich von der Gewerbesteuer befreit. Das
Steuerrecht stellt jedoch teilweise hohe Anforderungen
an die Gewährung dieses Privilegs. Bereits kleine An-
teile gewerblicher Tätigkeit führen zur Gewerbesteu-
erpflicht der gesamten Kanzleileistung. Insbesondere
die heutzutage allgegenwärtige Aufgabenteilung und
die hierarchische Delegation in Sozietäten moderner
Prägung mit mehreren Berufsträgern gefährden die
Gewerbesteuerbefreiung. Bereits mehrfach hat sich
der BFH mit der Gewerblichkeit freiberuflicher Tätig-
keit befasst, zuletzt in drei Entscheidungen aus dem
Jahr 2014. Diese Thematik hat große Bedeutung für
personengesellschaftlich organisierte Kanzleien, die
durch entsprechende Maßnahmen die gewerbliche In-
fizierung ihrer Einkünfte zum Teil verhindern können.

gewerbliche einkünfte von Personengesellschaften
durch verbundene tätigkeiten
Wenn eine Kanzlei in der Rechtsform einer Personen-
gesellschaft unter anderem auch originär gewerbliche
Einkünfte im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 1 EStG erzielt,
so gilt ihr gesamter Geschäftsbetrieb nach § 15 Abs. 3
Nr. 1 EStG als Gewerbebetrieb und unterliegt in Gän-
ze der Gewerbesteuer.

Freiberufliche, und damit nicht der Gewerbesteuer
unterliegende Einkünfte liegen grundsätzlich nur dann
vor, wenn sich mehrere Angehörige eines freien Beru-
fes (oder auch mehrerer freien Berufe) zur gemeinsa-
men Berufsausübung zu einer Personengesellschaft
zusammenschließen und alle Gesellschafter die Merk-
male eines freien Berufes erfüllen. Die tatbestand-
lichen Voraussetzungen der Freiberuflichkeit werden
nicht von der Personengesellschaft selbst, sondern nur
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von natürlichen Personen erfüllt. Das Handeln der Ge-
sellschafter in ihrer gesamthänderischen Verbunden-
heit und damit das Handeln der Gesellschaft darf
grundsätzlich kein Element einer nicht freiberuflichen
Tätigkeit enthalten (BFH 27.08.2014, Az.: VIII R
6/12). Lediglich dann, wenn die gewerbliche Tätigkeit
weniger als 3 % der Gesamtleistung ausmacht und ins-
gesamt nicht mehr als 24.500 Euro im Veranlagungs-
zeitraum netto erlöst werden, gilt sie als ganz gering
und führt nicht zur Infizierung.

Beispiel 1: In einer Sozietät mit drei Rechtsanwälten
erwirbt und vertreibt ein Sozius über die Kanzlei gele-
gentlich antiquarische juristische Literatur. Der Han-
del stellt zwar eine originäre gewerbliche Tätigkeit
dar, der die Kanzleitätigkeit insgesamt aber erst „infi-
ziert“, so dass die gesamte Kanzleileistung der Gewer-
besteuer unterfällt, wenn die vom BFH neu definierten
Grenzen überschritten werden.

Beispiel 2: Ein anderer Sozius der Sozietät betreibt in
den Räumen, die der Kanzlei gehören, eine Hausver-
waltung in der Rechtsform einer GmbH. Die GmbH
entrichtet eine Miete an die Sozietät für die Mitnut-
zung der Räume. In der Folge kommt es steuerlich zu
einer so genannten Betriebsaufspaltung. Die Räume
der Kanzlei werden bei dem Sozius, der die Hausver-
waltung betreibt, zwingend steuerliches Betriebsver-
mögen. Sie werden daraus abgeleitet auch bei den an-
deren Sozien steuerliches Betriebsvermögen und es
kommt zur Infizierung der gesamten Kanzleitätigkeit.

Diese gravierende Folge bei verbundener freiberuf-
licher und gewerblicher Tätigkeit verstößt nach Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts und des BFHs
nicht gegen den Gleichheitssatz (BVerfG 15.01.2008,
Az.: 1 BvL 2/04). Auch die Infizierung durch die Be-
triebsaufspaltung im Beispiel 2 wird vom BVerfG als
verfassungsgemäß angesehen (BVerfG 26.10.2004,
Az.: 2 BvR 246/98).

Die vom BFH gesetzte Größengrenze von 3 %, maxi-
mal 24.500 Euro/Veranlagungszeitraum, ist gerade für
Rechtsanwaltsgesellschaften wenig hilfreich. Für die
Praxis wird empfohlen, die gewerbliche Tätigkeit auf
eine - ggf. auch personenidentische - weitere Gesell-
schaft mit getrenntem Buchführungskreislauf auszula-
gern (BFH 28.06.2006, Az.: XI R 31/05).

Aber gerade in den Fällen, in denen die Freiberufler-
Gesellschaft oder deren Gesellschafter keine gewerb-
liche Tätigkeit per se ausüben, droht die Abfärberege-
lung zu greifen:
1. Ist an einer Rechtsanwaltssozietät auch ein Rechts-

anwalt beteiligt, der seinen Beruf nicht mehr
ausübt, erzielt die Personengesellschaft nach An-

sicht der Finanzverwaltung und des BFHs
Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Es ist nicht geklärt,
inwieweit dieser Rechtsanwalt eine Tätigkeit für
diese Rechtsanwaltssozietät ausüben muss, damit
ihm eine freiberufliche Tätigkeit bescheinigt wer-
den kann und damit eine gewerbliche Infektion der
Einkünfte der Sozietät vermieden werden kann.

Praxistipp: Sozien, die nicht mehr tätig sind, scheiden
gesellschaftsrechtlich aus der Sozietät aus und werden
in Bürogemeinschaft mit der Kanzlei oder als freie
Mitarbeiter im Rahmen eines Dienstleistungsverhält-
nisses tätig.
2. Unverzichtbarer Bestandteil der freiberuflichen Tä-

tigkeit eines Rechtsanwalts ist auch die Akquise
von Mandaten und die Pflege der Mandanten. Ist
ein Sozius ausschließlich damit beschäftigt, erfüllt
er damit nicht mehr die Merkmale einer freiberuf-
lichen Tätigkeit, so jedenfalls nach Ansicht der Fi-
nanzverwaltung und des BFHs. Eine gewerbliche
Tätigkeit kann aber hierin nach Auffassung der
Bundesrechtsanwaltskammer nicht gesehen wer-
den, da bei den Gesprächen mit künftigen und ak-
tuellen Mandanten rechtliche Erörterungen wesens-
notwendig sind.

Praxistipp: Um zu verhindern, dass eine Gewerblich-
keit angenommen wird, sollte jeder Partner nach Mög-
lichkeit in einem gewissen Umfang Mandate inhaltlich
bearbeiten.
3. Ist ein Sozius ausschließlich als Managing-Partner

der Sozietät tätig, vertreten BFH-Richter die Auf-
fassung, dass eine solche ausschließliche kaufmän-
nische - richtigerweise müsste es organisatorische
heißen, da keine Ware eingekauft und weiter zum
Verkauf angeboten wird - Tätigkeit zu einer ge-
werblichen Infizierung der Einkünfte der Sozietät
führen kann. Auch ein Einzelanwalt ist „kaufmän-
nisch" im Rahmen der Organisation seiner An-
waltskanzlei tätig, ohne dass davon ausgegangen
wird, dass er damit gewerblich tätig ist. Die
Bundesrechtsanwaltskammer ist der Auffassung,
dass es sich hierbei um einen Gesellschafterbeitrag
im Innenverhältnis handelt. Für die einkommen-
steuerrechtliche Qualifizierung kommt es allein
darauf an, welche Einkünfte durch Tätigkeiten im
Außenverhältnis erzielt werden.

Praxistipp: Für alle Rechtsanwälte, die mit organisa-
torischen oder internen Maßnahmen (Schulung,
Grundsatzarbeit) befasst sind, gilt, dass zu einem ge-
wissen Grad auch hier inhaltliche Mandatsarbeit ge-
leistet werden sollte.
4. Bei Konstellationen, in denen sich Freiberufler

mehrstöckig zusammenschließen, geht die Finanz-
verwaltung von einer Gewerblichkeit der Oberge-
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sellschaft aus, wenn deren Gesellschafter nicht ori-
ginär freiberuflich sondern für die Untergesell-
schaft leitend und eigenverantwortlich tätig sind.

Beispiel 3: Die Sozietät A in der Rechtsform einer
Personengesellschaft beteiligt sich an der Sozietät
B im Nachbarort. Die geschäftsführenden Partner
der Sozietät A üben neben ihrer Mandatsarbeit in
der Sozietät A auch die Geschäftsführung in der
Kanzlei B aus. Damit sind in der Sozietät B nicht
alle Mitunternehmer freiberuflich tätig und es
kommt zur Infizierung von innen durch organisato-
rische Maßnahmen.

Praxistipp: Sofern keine einheitliche Personengesell-
schaft hergestellt werden kann, sollten die Geschäfts-
führer auch Mandatsarbeit für Mandanten der Beteili-
gungssozietät betreuen. Das bedeutet, die Sozien der
Obergesellschaft betreuen unter anderem auch Manda-
te der Untergesellschaft inhaltlich selbst.
5. Am häufigsten ist wohl die Konstellation, dass eine

Sozietät auch Berufsträger im Angestelltenverhält-
nis beschäftigt. Die zulässige Mitarbeit fachlich
Vorgebildeter setzt voraus, dass die Sozien trotz
solcher Mitarbeiter auch in diesem Bereich ihren
Beruf leitend und eigenverantwortlich i.S. des § 18
Abs. 1 Nr. 1 S. 3 EStG ausüben. Diesem Erforder-
nis entspricht eine Berufsausübung nur, wenn sie
über die Festlegung der Grundzüge der Organisa-
tion und der dienstlichen Aufsicht hinaus durch Pla-
nung, Überwachung und Kompetenz zur Entschei-
dung in Zweifelsfällen gekennzeichnet ist und die
Teilnahme der Sozien an der praktischen Arbeit in
ausreichendem Maße gewährleistet ist. Nur unter
diesen Voraussetzungen trägt die Arbeitsleistung -
selbst wenn die Sozien ausnahmsweise in einzelnen
Routinefällen nicht mitarbeiten - den erforderlichen
"Stempel der Persönlichkeit" des verantwortlichen
Sozius (BFH 27.08.2014, Az.: VIII R 6/12). Dabei
ist es nicht ausreichend, wenn der Sozius Stichpro-
ben nimmt.

Praxistipp: Voll delegierbare und auch tatsächlich de-
legierte Tätigkeiten wie die automatisierte Inkasso-
dienstleistung, die Hotlinedienstleistung oder die
Schulungstätigkeit sollten in separat organisierten und
gebuchten Einheiten ausgeübt werden. Sofern man der
Ansicht ist, dass die jeweilige Tätigkeit als freiberuf-
lich einzuschätzen ist, sollte die Mitwirkung des ver-

antwortlichen Sozius über eine Position in der Hono-
rarabrechnung hinaus dokumentiert werden können.
Beispielsweise könnte er Entwürfe des Angestellten
abzeichnen, um die Überprüfung der Arbeitsergeb-
nisse zu dokumentieren.

gefährdung der gewerbesteuerfreiheit durch die
bedarfsgerechte Kanzleistruktur
Freiberufler wie Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer
oder Steuerberater haben es als Folge von Globalisie-
rung und Digitalisierung immer häufiger mit Mandan-
ten zu tun, die von einer Einzelperson nicht mehr be-
treut werden können. Selbst kleine und mittlere Unter-
nehmen brauchen für die Prüfung, Beratung oder die
Insolvenzverwaltung Partner mit einem effizienten
qualifizierten Mandatsbetreuungsteam im Hinter-
grund. Die natürliche Folge ist, dass sich die Berufs-
träger individuell immer weiter spezialisieren und
gleichzeitig disziplinär und auch interdisziplinär zu-
sammenschließen, um mit ihren Mandanten zu wach-
sen. Die klassischen freiberuflichen Strukturen – Ein-
zelkanzlei und Sozietät in Form einer GbR – lassen
dies nur unter substanziellen organisatorischen Anpas-
sungen zu. Größere Zusammenschlüsse erfolgen
wegen der Haftung und der Strukturen oft in der
Rechtsform einer Kapitalgesellschaft. Freiberufler
verlieren aber dann ihre Gewerbesteuerfreiheit. Ande-
rerseits dürfen sie in der Personengesellschaft nur Be-
rufsträger als Partner aufnehmen. Das macht nichtan-
waltliche Berater, die in allen Freiberufssozietäten an
Bedeutung gewinnen und für die Nachwuchsgewin-
nung wichtig sind, zu Partnern zweiter Klasse. Die
rechtlichen Regeln passen nicht mehr in eine Zeit, in
der juristische und wirtschaftswissenschaftliche Frei-
berufler immer stärker gezwungen sind, sich Struktu-
ren von Industrieunternehmen zu geben. Es ist daher
nach Auffassung der Bundesrechtsanwaltskammer
wohl angebracht, wenn der BFH von seinen strengen
Abfärberegelungen, insbesondere im Bereich der
internen Spezialisierung/organisatorischen Arbeitstei-
lung Abstand nehmen würde.

Dazu bietet sich dem BFH demnächst die Gelegenheit.
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat sich mit
seinem Urteil vom 22.04.2016 aus sachlichen
Gründen gegen die Gewährung einer Bagatellgrenze
ausgesprochen. Unter dem Aktenzeichen IV R 30/16
ist die Revision beim BFH anhängig.
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Pfändungsfreigrenzenbekanntmachung 2017
Bekanntmachung zu den §§ 850c und 850f ZPO

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen,

am 07.04.2017 wurde die Pfändungsfreigrenzenbekanntmachung zu den §§ 850c und 850f ZPO im Bundesge-
setzblatt verkündet (vgl. Anlage).

Ab dem 1. Juli 2017 beträgt der monatlich unpfändbare Grundbetrag nach § 850c Abs. 1 Satz 1 1.133,80 EUR
(bisher 1.073,88 EUR), nach § 850c Abs. 1 Satz 2 2.511,43 EUR (bisher 2378,72 EUR) und nach § 850c Abs.
2 Satz 2 3475,79 EUR (bisher 3292,09 EUR). Der monatliche Grenzbetrag nach § 850f Abs. 3 erhöht sich von
3253,87 EUR auf 3435,44 EUR.

Die genauen Beträge - auch für die wöchentliche und tägliche Zahlweise von Arbeitseinkommen - können Sie
auf der Homepage der Rechtsanwaltskammer Braunschweig unter www.rakbraunschweig.de/Aktuelles entneh-
men.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen
Rechtsanwältin Christin Hofmann
Geschäftsführerin
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Mitteilungen

Hinweis in eigener Sache: 
Wir benötigen ihre e-mail-adresse

Der Vorstand plant, zukünftig die Kammermitteilung
nur noch ein- oder zweimal pro Jahr gedruckt zu ver-
senden. Darüber hinaus sollen je nach Bedarf aktuelle
Kurzmitteilungen per E-Mail an alle Mitglieder ver-
sandt werden. Weil die Kammermitteilung bisher nur
einmal in jedem Quartal erscheint, sind oft die Artikel
nicht mehr aktuell und viele Anfragen können über-
haupt nicht an die Kollegenschaft versandt werden,
weil sie zum Zeitpunkt des Erscheinens der nächsten
gedruckten Kammermitteilung bereits überholt sind.
Zudem könnten dadurch auch noch erhebliche Druck-
kosten einsparen. Ich verweise insoweit auch auf das
Grußwort unseres Präsidenten in dieser Ausgabe der
Kammermitteilungen.

Leider haben wir noch nicht von allen Mitgliedern E-
Mail-Adressen, an die wir die Online-Ausgabe unserer
Kammermitteilungen versenden könnten. 

Wir bitten Sie deshalb in der geschäftsstelle zu un-
serer e-mail-adresse info@rak-braunschweig.de,
ihre e-mail-adresse mitzuteilen, falls uns noch
keine bekannt ist. 

Herzlichen Dank dafür!

Rechtsanwältin Petra Boeke
Geschäftsführerin

Wechsel an der Spitze des amtsgerichts Braunschweig –
ingo groß ist neuer Präsident

In einer Feierstunde führte die Niedersächsische Jus-
tizministerin Antje Niewisch-Lennartz am 22.03.2017
den neuen  Präsidenten des Amtsgerichts Braun-
schweig, Ingo Groß, in sein Amt ein und verabschie-
dete dessen Amtsvorgänger Detlev Rust.

Seit 2001 gehört  Ingo Michael Groß der Niedersäch-
sischen Justiz an. Bis zu seinem Amtswechsel Mitte
Februar 2017 war er im Niedersächsischen Justizmi-
nisterium Leiter des Referats für Haushalt, Besoldung,
Statistik und Controlling und zuletzt auch als Leiten-
der Ministerialrat der ständige Vertreter des Abtei-

lungsleiters 1.

Der bisherige Gerichtspräsident Detlef Rust ist nun-
mehr als Ministerialdirigent Leiter der Abteilung 1 für
Angelegenheiten des Personals, Haushalt und Organi-
sationen im niedersächsischen Justizministerium. Herr
Rust gehört bereits seit 1991 der niedersächsischen
Justiz an und war vor seinem Wechsel an das Amtsge-
richt Braunschweig als Präsident zwischen 2006 und
2011 Direktor des Amtsgerichts Goslar und dann bis
2014 Vizepräsident des Landgerichts Braunschweig.
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Kleine mitgliederstatistik zum 1.1.2017

Die BRAK hat ihre kleine Mitgliederstatistik zum
1.1.2017 vorgelegt. Erstmals enthält sie auch Zahlen
zur Zulassung von Syndikusrechtsanwälten. 

Die Rechtsanwaltskammern hatten zum 1.1.2017 ins-
gesamt 165.551 Mitglieder und damit nur einen gerin-
gen Zuwachs von 0,42 % zum Vorjahr. 15 Kammern
verzeichneten einen Mitgliederzuwachs, 12 Kammern
einen Rückgang der Mitgliederzahlen.

Nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des
Rechts der Syndikusrechtsanwälte zum 1.1.2016 sind
nunmehr die Zulassungsarten Rechtsanwalt (Einzelzu-
lassung), Syndikusrechtsanwalt (Einzelzulassung), so-
wie Syndikusrechtsanwalt und Rechtsanwalt (Doppel-
zulassung) zu unterscheiden. Zum 1.1.2017 waren
154.711 Rechtsanwälte, 957 Syndikusrechtsanwälte
und 8.738 Syndikus- und Rechtsanwälte (Doppelzu-
lassung) bei den Rechtsanwaltskammern zugelassen.
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Durchschnittliche ausbildungsvergütung im Jahr 2016
im Bezirk der rechtsanwaltskammer Braunschweig

Die vereinbarte durchschnittliche Ausbildungsvergü-
tung, für die Ausbildungsverhältnisse die im Jahr 2016
begonnen haben, betrug durchschnittlich: 

1. ausbildungsjahr 550,00 eur
(mind. 430,00 EUR / max. 900,00 EUR)

2. ausbildungsjahr 630,00 eur
(mind. 480,00 EUR / max. 1.100,00 EUR)

3. ausbildungsjahr 720,00 eur
(mind. 560,00 EUR / max. 1.350,00 EUR)

Unsere Empfehlung für eine angemessene Ausbil-
dungsvergütung, gültig ab dem Ausbildungsbeginn
Juli 2016, teilen wir wie folgt mit:

angemessene ausbildungsvergütung
gültig ab ausbildungsbeginn Juli 2016

Auf seiner Sitzung am 09.09.2015 hat sich der Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig erneut
mit der Angemessenheit der Ausbildungsvergütung
befasst und die seit 2013 geltenden Empfehlungen für
die Ausbildungsvergütung mit Geltung ab 01.07.2016
angepasst. Folgende Empfehlung wurde beschlossen:

1. Ausbildungsjahr: 500,00 €,
mindestens aber 400,00 €

2. Ausbildungsjahr: 600,00 €,
mindestens aber 480,00 €

3. Ausbildungsjahr: 700,00 €,
mindestens aber 560,00 €

Gemäß § 17 Abs.1 BBiG haben Auszubildende An-
spruch auf eine angemessene Vergütung. Sie ist nach
dem Lebensalter so zu bemessen, dass sie mindestens
jährlich ansteigt. Mangels anderer Anhaltspunkte, ins-
besondere tariflicher Regelungen, orientiert sich die
Angemessenheit nach der Rechtsprechung an Empfeh-
lungen der Kammern. Liegt die Ausbildungsvergütung
um mehr als 20 % unter den Empfehlungen der zu-
ständigen Kammer, wird Unangemessenheit der Ver-
gütung vermutet (BAG 30.09.1998, AP § 10 BBiG a.
F. Nr. 8). Die empfehlung der rechtsanwaltskam-
mer Braunschweig hat deshalb verbindlichen
Charakter.

Ausbildungsverträge, die die Empfehlung um mehr als
20 % unterschreiten, werden nicht in das Verzeichnis
der Berufsausbildungsverhältnisse eingetragen. Die
Eintragung ist wiederum zwingende Voraussetzung
für die spätere Zulassung der Auszubildenden zur
Zwischen- und Abschlussprüfung. 

Die bereits vor dem 01.07.2016 eingetragenen aus-
bildungsverträge sind zum 01.07.2016 entspre-
chend anzupassen (§§ 25, 17 abs. 1 BBig).
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ausbildungsvergütung reFa/reno
empfehlungen und mindestsätze der raKn in euro
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neu abgeschlossene ausbildungsverhältnisse zum 30.09.2016

neu abgeschlossene ausbildungsverhältnisse 1998-2016,
zum 30.09. des Jahres
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Gemeinsame Presseerklärung Bundesrechtsanwaltskammer und Deutscher AnwaltVerein
Berlin, 09.05.2017

anwaltschaft kritisiert Prozess gegen chinesischen menschenrechts-
anwalt Xie Yang

Die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) und der
Deutsche Anwaltverein (DAV) haben sich anlässlich
des Prozesses gegen den chinesischen Menschen-
rechtsanwalt Xie Yang in China kritisch geäußert. Ins-
besondere mit Blick auf die Rechtsstaatlichkeit beste-
hen Bedenken bei der Anwaltschaft.

„Ein Prozessbeginn unmittelbar nach Benennung ei-
nes neuen Pflichtverteidigers ist mit rechtsstaatlichen
Verfahren nicht vereinbar. So wird eine angemessene
Verteidigung unmöglich gemacht“, sagt der DAV-Prä-
sident, Rechtsanwalt und Notar Ulrich Schellenberg.
Der Prozess gegen den im Sommer 2015 verhafteten
Menschenrechtsanwalt Xie Yang hatte am Montag in
Changsha in der zentralen Provinz Hunan, China, be-
gonnen. Xie Yang wird vorgeworfen, die Staatsgewalt
untergraben zu haben. Nachdem sein bisheriger An-

walt kurz vor Prozessbeginn verhaftet wurde, hat das
Gericht nun einen Pflichtverteidiger für Xie Yang be-
stellt.

„Es drängt sich der Eindruck auf, dass hier ein Exem-
pel statuiert werden soll. Es ist höchst irritierend, dass
gerade jetzt der Prozess gegen Xie Yang beginnt“,
bringt der Präsident der Bundesrechtsanwaltskammer,
Rechtsanwalt Ekkehart Schäfer, die Bedenken auf den
Punkt.

Derzeit befinden sich Delegationen von BRAK und
DAV anlässlich des deutsch- chinesischen Rechts-
staatsdialogs in China. Der Rechtsstaatsdialog beruht
auf einer im Jahr 2000 geschlossenen Vereinbarung
beider Regierungen und dient dem Austausch und der
Zusammenarbeit im Rechtsbereich.

Berufsbildungsbericht 2017 der Bundesregierung

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kol-
legen,

in ihrem Berufsbildungsbericht 2017 (BT-Drucks.
18/11969, abrufbar unter http://dip21.bundestag.de/
dip21/btd/18/119/1811969.pdf ) lobt die Bundesregie-
rung die Vorzüge des deutschen Ausbildungssystems.
Die Qualität der deutschen Berufsbildung, ihre Orien-
tierung an einem ganzheitlichen Berufskonzept und
die vergleichsweise guten Übergänge von Ausbildung
in Beschäftigung seien ausschlaggebend für den Er-
folg des deutschen Systems. Deutschland habe im EU-
Vergleich die geringste Jugendarbeitslosigkeit. Auch
daher rühre das hohe internationale Ansehen.

Mit rund 330 anerkannten Ausbildungsberufen, die es
in Deutschland gebe, hätten die Jugendlichen gute
Voraussetzungen, um einen Beruf zu finden, der ihren
eigenen Interessen am besten entspreche. Auch die
späteren Übernahmechancen nach abgeschlossener
Ausbildung seien gut. Der Grund dafür liege in der
Nähe des dualen Berufsausbildungssystems zum Ar-
beitsmarkt. Den Unternehmen sichere das berufliche
Bildungssystem den Fachkräftenachwuchs und sei da-
mit eine zentrale Säule des Erfolgs der deutschen
Volkswirtschaft.

Für die jungen Menschen, die sich um einen Ausbil-
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dungsplatz beworben haben, hätten sich die Chancen
auf einen attraktiven Ausbildungsplatz erneut verbes-
sert. Rechnerisch standen 100 ausbildungsplatzsu-
chenden Schulabgängern 104,2 Ausbildungsangebote
gegenüber - so viele wie seit mehr als 20 Jahren nicht
mehr.

Als zentrales Problem nennt der Berufsbildungsbe-
richt die Passungsprobleme, die erneut zugenommen
hätten. Dabei gebe es erhebliche Unterschiede zwi-
schen Berufen und Regionen. Zudem sei die Ausbil-
dungsbetriebsquote erneut gesunken und lag 2015 bei
20,0 Prozent (2014: 20,3 Prozent). Der Bestandsver-
lust an Ausbildungsbetrieben sei ausschließlich auf die
Nichtbeteiligung von Kleinstbetrieben (weniger als
zehn Beschäftigte) in neuen Branchen ohne Ausbil-
dungstraditionzurückzuführen. Ferner sei das Interes-
se junger Frauen an dualen Ausbildungsberufen eben-
falls weiter gesunken, diesmal um 3.500 (- 1,7 Pro-
zent) auf 204.100. Die Zahl der Ausbildungsverträge
mit jungen Männern sei dagegen um 1.700 (+ 0,5 Pro-
zent) auf 316.200 gestiegen. Junge Frauen seien je-
doch weiterhin deutlich stärker in vollzeitschulischen
Berufsausbildungen, insbesondere in den Berufen des
Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialwesens vertre-
ten. Zuletzt hätten auch mehr junge Frauen ein Stu-
dium aufgenommen.

Zudem unterstreichen die Autoren, dass nach deut-
lichen Rückgängen der Anfängerzahlen im Über-
gangsbereich zwischen 2005 (417.600) und 2014

(252.700) die Zahl der Anfänger im Übergangsbereich
nach 2015 (266.200) auch 2016 angestiegen sei. Sie
hätte bei 298.800 gelegen. Dies entspreche einem An-
stieg um 32.600 (+12,2 Prozent) gegenüber dem Vor-
jahr. Der Anstieg sei im Wesentlichen auf Integra-
tionsmaßnahmen für junge Flüchtlinge
zurückzuführen. Ohnehin sei die Bildungsintegration
der Geflüchteten mit Bleibeperspektive, von denen
rund 50 Prozent unter 25 Jahren seien, eine wichtige
Aufgabe. Während für ältere Geflüchtete neben der
beruflichen Ausbildung besonders die Anerkennung
von bereits erworbenen beruflichen Kompetenzen so-
wie die Qualifizierung ein wichtiges Handlungsfeld
sei.

Ferner fordert der Berufsbildungsbericht die Anpas-
sung der Berufsbildung an die sich durch die Digitali-
sierung verändernden Technologien und Qualifika-
tionsanforderungen der Wirtschaft, sowie der digitalen
Lehr- und Lernkompetenzen.

Wegen der weiteren Einzelheiten darf ich Sie auf den
Bericht verweisen, der auf unserer website unter
www.rakbraunschweig.de/Berufsausbildung abgeru-
fen werden kann.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen
Rechtsanwältin Christina Hofmann
Geschäftsführerin
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Projektzuschüsse im rahmen
des eu-Programms „Justiz 2014-2020“ –
ankündigung von aufrufen zur einreichung von Projektvorschlägen
Brüssel, 03.05.2017

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Europäische Kommission hat Aufrufe zur Einrei-
chung von Förderanträgen 2017 angekündigt. Sämtli-
che Informationen zu den Finanzhilfen sind online auf
der Internetseite der Generaldirektion Justiz über das
Teilnehmerportal in englischer Sprache abrufbar.

Die Kommission macht auf die folgenden bevorste-
henden Aufrufe zur Einreichung von Projektanträgen
aufmerksam:
1. Projekte zur Förderung der justiziellen Zusammen-

arbeit in Zivilsachen und in Strafsachen
2. Projekte zur Förderung der europäischen justiziel-

len Aus- und Fortbildung
3. Projekte zur Stärkung der Rechte von Personen, die

einer Straftat verdächtigt oder beschuldigt werden
und zur Stärkung der Opferrechte

4. Projekte zur e-Justiz

1. Projekte zur Förderung der justiziellen Zusammen-
arbeit in Zivilsachen und in Strafsachen

Die Bewerbungsfrist beginnt am 27.04.2017 und endet
am 19.09.2017 (JUST-JCOO-AG-2017)

Die Projekte müssen länderübergreifend angelegt sein
und sollen zur wirksamen und kohärenten Umsetzung
des EU-Besitzstandes beitragen.
a) Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen: Be-

sonders gefragt sind Projekte zur richtigen Umset-
zung der Verordnung Brüssel I
(Neufassung) (VO (EU) NR. 1215/2012), der In-
solvenzverordnung (Neufassung) (VO (EU) Nr.
848/2015), des Europäischen Beschlusses zur vor-
läufigen Kontenpfändung (VO (EU) Nr. 655/2014),
der überarbeiteten Verordnung zur Schaffung eines
europäischen Verfahrens für geringfügige Forde-
rungen (VO (EG) Nr. 861/2007) und zu verschie-
denen Instrumenten in den Bereichen Familien-
recht und Erbrecht.

b) Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen: Der
Schwerpunkt liegt auf der Umsetzung und Anwen-

dung einer Reihe von Rahmenbeschlüssen, insbe-
sondere dem Rahmenbeschluss zum Europäischen
Haftbefehl (2002/584/JI), zum Übergabeverfahren
zwischen den Mitgliedstaaten (2008/909/JI) und
Entscheidungen über Untersuchungshaft und alter-
native Sanktionen (2008/947/JI).

Im Zivilrecht wie im Strafrecht müssen die Projekte
transnational sein. Es kommen Datenerhebungs- und
Analysevorhaben, Projekte zum gegenseitigen Lernen,
dem Austausch bester Praktiken und Sensibilisie-
rungsmaßnahmen als Projekttypen in Frage. Außer-
dem ist die Kommission an Projekten interessiert, die
den Informationsaustausch und das Networking zwi-
schen Justiz- und Verwaltungsbehörden sowie zwi-
schen den Rechtsberufen fördern.

2. Projekte zur Förderung der europäischen justiziel-
len Aus- und Fortbildung

Die Bewerbungsfrist beginnt am 15.06.2017 und endet
am 25.10.2017 (JUST-JTRA-EJTR-AG-2017)

Das Ziel des diesjährigen Aufrufs ist es, die wirksame
und kohärente Anwendung des EU-Rechts in den Be-
reichen Zivilrecht (einschließlich Verbraucherrecht),
Strafrecht und Grundrechte sowie Rechtsethik (judici-
al ethics) und den Rechtsstaat zu fördern, indem
Lücken im Schulungsbedarf in diesen Bereichen ge-
schlossen werden. Förderfähig sind grenzüberschrei-
tende Projekte. Der Schwerpunkt liegt auf der Förde-
rung von Ausbildungsanbietern. Es geht darum,
a) die Lücken in der grenzüberschreitenden Zu-

sammenarbeit der Ausbildungsanbieter zu schlie-
ßen;

b) die Lücken in der Ausbildung im EU-Recht für Ge-
richtsbeamte und Gerichtsvollzieher zu schließen
durch grenzüberschreitende Ausbildungsmaßnah-
men in allen Bereichen, die für ihre gerichtliche Ar-
beit relevant sind;

c) Schulungsmaßnahmen für Richter, Staatsanwälte,
Rechtsanwälte und Notare im Zivil-, Straf- und den
Grundrechten der EU, den Rechtssystemen der
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Mitgliedstaaten, Rechtsethik und Rechtsstaatlich-
keit, zu grenzüberschreitenden IT-Instrumenten
und bei den Sprachkenntnissen zu unterstützen.

3. Projekte zur Stärkung der Rechte von Personen, die
einer Straftat verdächtigt oder beschuldigt werden
und zur Stärkung der Opferrechte

Die Bewerbungsfrist beginnt am 01.06.2017 und endet
am 12.10.2017 (JUST-JACC-AG-2017)

Die im Rahmen des angekündigten Aufrufs 2017 för-
derfähigen Projekte müssen grenzübergreifend ange-
legt sein. Es sollen Projekte eine Förderung erhalten,
die einen effektiven Zugang zu Rechtsmitteln erleich-
tern und die Unterstützung von Verbrechensopfern bei
der Inanspruchnahme ihrer Rechte verbessern, unter
Rücksichtnahme auf die Rechte der Verteidigung.

a) Umsetzung der Rechte von Personen, die eines Ver-
brechens verdächtigt werden oder angeklagt sind

Projekte zu diesem Schwerpunkt sollen zur Umset-
zung und einheitlichen Anwendung folgender EU-
Richtlinien beitragen:
• Richtlinie über das Recht auf Zugang zu einem

Rechtsbeistand in Strafverfahren und in Verfahren
zur Vollstreckung des Europäischen Haftbefehls
(2013/48);

• Richtlinie über Verfahrensgarantien in Strafverfah-
ren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte
Personen in Strafverfahren sind (2016/800);

• Richtlinie über die Stärkung bestimmter Aspekte
der Unschuldsvermutung und des Rechts auf An-
wesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren
(2016/343);

• Richtlinie über Prozesskostenhilfe für Verdächtige
und beschuldigte Personen in Strafverfahren sowie
für gesuchte Personen in Verfahren zur Vollstre-
ckung eines Europäischen Haftbefehls
(2016/1919).

b) Rechte von Opfern von Straftaten

Projekte zu diesem Schwerpunkt sollen zur Umset-
zung und einheitlichen Anwendung folgender Richtli-
nien beitragen:

• Richtlinie über Mindeststandards für die Rechte,
die Unterstützung und den Schutz von Opfern von
Straftaten (2012/29/EU);

• Richtlinie zur Entschädigung der Opfer von Straf-
taten (2004/80/EG);

• Richtlinie über die Europäische Schutzanordnung
(2011/99/EU).

Folgende Aktivitäten können gefördert werden:
• Analytische Tätigkeiten wie Datenerhebungen,

Umfragen, Forschungsaktivitäten, Evaluierungen
etc.;

• Gegenseitiges Lernen, Identifizierung und Aus-
tausch bewährter Praktiken, Entwicklung von Ar-
beitsmethoden, die in andere teilnehmende Länder
übertragen werden können;

• Austausch und Bereitstellung von Informationen
sowie die Entwicklung von Informationswerkzeu-
gen;

• Kapazitätsaufbau bei Fachkräften;
• Erleichterung der Kooperation zwischen zuständi-

gen Behörden und Einrichtungen, Juristen und /
oder Dienstleistern auf nationaler, regionaler oder
lokaler Ebene;

• Verbreitungsaktivitäten und bewusstseinsschaffen-
de Maßnahmen.

4. e-Justiz

Die Bewerbungsfrist beginnt am 27.04.2017 und endet
am 11.07.2017 (JUST-JACC-EJU-AG-2017).

An erster Stelle stehen Projekte zur Umsetzung einer
Plattform für Rechtshilfeersuchen zur Erlangung
elektronischer Beweismittel (Mutual Legal Assistan-
ce). In zweiter Linie wird die Optimierung bereits be-
stehender Projekte im Rahmen des e-Justiz-Portals ge-
fördert, wie zum Beispiel die Suchmaschine Find A
Lawyer (FAL), die Verknüpfung nationaler Insolvenz-
register (IRI) oder auch der Europäische Urteilsidenti-
fikator (ECLI). Im Bereich e-Justiz können auch na-
tionale Projekte gefördert werden, allerding werden
transnationale Projekte bevorzugt behandelt. Als Pro-
jekttyp kommen u.a. analytische, konzeptionelle Ar-
beiten, Software-Entwicklung, Qualitätssicherung und
andere Maßnahmen zur Unterstützung bei der Ent-
wicklung neuer IT-Systeme in Frage.

Antragsteller muss in allen Projektbereichen eine öf-
fentliche oder privatrechtliche Einrichtung mit Sitz in
einem Programmland oder eine internationale Organi-
sation sein. Programmländer sind zum derzeitigen
Zeitpunkt alle EU-Mitgliedstaaten (mit Ausnahme des
Vereinigten Königreichs und Dänemarks) sowie Alba-
nien. Das Partnerkonsortium muss transnational sein
(außer im Bereich e-Justiz), d.h. mindestens zwei Ein-
richtungen aus mindestens zwei verschiedenen Pro-
grammländern beinhalten.

Die Mindestantragssumme muss bei Projekten in den
Themenbereichen 1, 3 und 4 75.000,00 EUR betragen;
eine Obergrenze ist nicht angegeben. Bei Nr. 2 muss
die Antragssumme mindestens 30.000,00 EUR betra-
gen. Die Kofinanzierungsrate liegt bei 80%, die rest-
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lichen 20% müssen vom Antragsteller aus eigenen
Mitteln gedeckt werden.

Für Fragen zu den Aufrufen, den Themen und Inhalten
möglicher Projekte hat die Kommission die Kontakt-
adresse EC-JUSTICE-CALLS@ec.europa.eu einge-
richtet.

Das Teilnehmerportal erreichen Sie unter der Adresse
http://ec.europa.eu/research/participants/portal/desk-
top/en/opportunities/just/calls/just-ag-2017.html#c,to-
pics=callIdentifier/t/JUST-AG-2017/1/1/1/default-

group&callStatus/t/Forthcoming/1/1/0/default-
group&callStatus/t/Open/1/1/0/default-group&call-
Status/t/Closed/1/1/0/default-group&+identifier/desc.

Für weitere Einzelheiten darf ich auf das genannte
Teilnehmerportal verweisen. Für Rückfragen stehen
wir gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
Natalie Barth
Referentin

europäische Kommission veröffentlicht eu-Justizbarometer 2017
Brüssel, 21.04.2017

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kol-
legen,

am 10. April 2017 hat die Europäische Kommission
zum fünften Mal das EU-Justizbarometer herausgege-
ben. Dieses gibt einen vergleichenden Überblick über
die Effizienz, Qualität und Unabhängigkeit der Justiz-
systeme der Mitgliedstaaten. Zu den Parametern einer
leistungsfähigen Justiz gehören zügige Verfahren, die
Unabhängigkeit, die Erschwinglichkeit und ein leich-
ter Zugang zur Justiz.

Die überwiegenden Daten stammen, wie auch in den
Vorjahren, von der Kommission des Europarats für die
Wirksamkeit der Justiz (CEPEJ). Zum ersten Mal ent-
hält das diesjährige Barometer Daten über die Dauer
von Strafgerichtsverfahren wegen Geldwäschedelik-
ten sowie über die Nutzung elektronischer Kommuni-
kations- und Hilfsmittel zwischen Gerichten und
Rechtsanwälten. Über einen vom Rat der europäi-
schen Anwaltschaften (CCBE) verteilten Fragebogen
hatten Rechtsanwälte die Möglichkeit an der Erhe-
bung der Daten hinsichtlich der Nutzung von elektro-
nischen Kommunikations-und Hilfsmitteln mitzuwir-
ken. Zum zweiten Mal enthalten ist eine Statistik über
die Einkommensgrenze für Prozesskostenhilfe anhand
eines fiktiven verbraucherrechtlichen Verfahrens. An
einem über den CCBE laufenden Fragebogen hat auch
die BRAK an der Erhebung dieser Daten teilgenom-
men.

Wie auch im Vorjahr werden im diesjährigen Barome-
ter kürzere Verfahren in Zivil- und Handelssachen ver-
zeichnet, Deutschland liegt hier im Mittelfeld. Außer-
dem zeigt sich die Wahrnehmung der Unabhängigkeit
der Justiz durch die breite Öffentlichkeit verbessert
oder stabil. Dies gilt im Gegensatz zum letztjährigen
Barometer für mehr als zwei Drittel der Mitgliedstaa-
ten. Hier schneidet Deutschland im Vergleich zum
letzten Jahr nochmals verbessert ab, sodass fast 80%
der befragten Bürger und Unternehmen die Unabhän-
gigkeit der Gerichte und Richter als sehr gut oder
ziemlich gut einschätzen. Hinsichtlich der Nutzung
elektronischer Kommunikations- und Hilfsmittel zwi-
schen Gerichten und Rechtsanwälten befindet sich
Deutschland im unteren Drittel. Die an dem Fragebo-
gen teilnehmenden Rechtsanwälte und Rechtsanwäl-
tinnen gaben vielfach an, dass elektronische Kommu-
nikationsmittel entweder nicht zur Verfügung stehen
oder sie schlechte Erfahrungen mit solchen gemacht
haben. Die erstmals enthaltenen Daten über die Dauer
von Strafgerichtsverfahren wegen Geldwäschedelik-
ten zeigen, dass die Dauer solcher Verfahren in den
Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ist und zwischen
unter einem halben Jahr bis zu fast drei Jahren liegen
kann. Für Deutschland liegen hierzu keine Daten vor.
Gut schneidet Deutschland bei den Anreizen zur Nut-
zung von alternativen Streitbeilegungsmechanismen
und bei der Anzahl der Verbraucherbeschwerden ab,
die auf der im Januar 2016 von der Europäischen
Kommission eingerichteten Onlinestreitbeilegungs-
Plattform eingegangen sind. Außerdem liegt Deutsch-
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land, wie auch in den letzten Jahren, bei den Ausgaben
für Gerichte vorne.

Verbesserungsbedarf besteht in Deutschland weiterhin
bei der Anzahl der anhängigen verwaltungsrechtlichen

Streitigkeiten sowie bei der Dauer von Verfahren zur
gerichtlichen Überprüfung.

Das Justizbarometer finden Sie auf unserer Home-
page www.rak-braunschweig.de unter aktuelles.

Selbständigkeit prägt nach wie vor die deutsche anwaltschaft

Die meisten Anwältinnen und Anwälte üben ihren Be-
ruf nach wie vor in unternehmerischer Eigenverant-
wortung als Selbständige aus. Auch wenn mittlerweile
zwei Drittel aller Junganwälte ihr Berufsleben als An-
gestellte einer Kanzlei beginnen, sind in der Gesamt-
anwaltschaft acht von zehn Berufsträgern Allein- oder
Miteigentümer einer Kanzlei. Lediglich 14 Prozent
sind angestellt, fünf Prozent arbeiten als freie Mitar-
beiter in Kanzleien mit. Das geht aus einer aktuellen
Untersuchung des Soldan Instituts unter knapp 1.600
Berufsträgern hervor.
Nach wie vor ist eine Tätigkeit als anwaltlicher Ar-
beitnehmer in Deutschland kein auf Dauer angelegtes
Beschäftigungsmodell, sondern hat den Charakter ei-
ner Übergangsbeschäftigung. „Da Kanzleineu-
gründungen von neu zugelassenen Rechtsanwälten
kontinuierlich zurückgehen, entwickelt sich anwaltli-
ches Unternehmertum zunehmend aus einer abhängi-

gen Beschäftigung heraus“, stellt Prof. Dr. Matthias
Kilian, Direktor des Soldan Instituts, fest. „Entweder
steigen zuvor angestellte Anwälte zum Partner auf
oder sie gründen eine eigene Kanzlei, nachdem sie ei-
nige Jahre Berufserfahrungen gesammelt haben.“ Be-
rufsträger mit einem Fachanwaltstitel sind häufiger
unternehmerisch tätig als generalistisch ausgerichtete
Kollegen. Zwei Drittel der Befragten üben ihren Beruf
gemeinsam mit anderen Rechtsanwälten in einer So-
zietät aus. In dem Drittel der allein arbeitenden An-
wälte sind überdurchschnittlich häufig die Tätigkeits-
schwerpunkte Sozial-, Familien-, Straf-, Verkehrs-,
Erb, und das Miet- und Wohnungseigentumsrecht so-
wie das allgemeine Zivilrecht vertreten.
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Wenige anwälte sind großverdiener
im Berufsstand gibt es eine große Spreizung der Honorarumsätze

Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen kommen in
Deutschland auf einen durchschnittlichen Jahresum-
satz von rund 200.000 Euro. Der durchschnittliche
Vorsteuergewinn liegt bei rund 96.500 Euro. Je nach
Kanzleigröße und Rechtsgebiet variieren diese Zahlen
allerdings erheblich. Das geht aus der Studie „An-
waltstätigkeit der Gegenwart“ des Soldan Instituts her-
vor, für die 1.593 Berufsträger in kleinen bis mittleren
Kanzleien befragt wurden. Danach erreicht ein Groß-
teil der Anwältinnen und Anwälte mit den Tätigkeits-
schwerpunkten Wirtschaftsverwaltungsrecht, Gesell-
schaftsrecht, Bau- und Architektenrecht, Insolvenz-
recht sowie Bank- und Kapitalmarktrecht einen per-
sönlichen Honorarumsatz von 150.000 Euro und mehr.
Überdurchschnittlich verdienen beispielsweise auch
Anwälte, die sich auf Handels- und Wirtschaftsrecht,
Bilanz- und Steuerrecht und Versicherungsrecht spezi-
alisiert haben. Dagegen zahlen sich Tätigkeitsschwer-
punkte im Straf-, Familien-, Verwaltungs- oder Miet-
und Wohnungseigentumsrecht eher weniger aus. Bei
81 Prozent der Anwältinnen und Anwälte, die schwer-
punktmäßig im Sozialrecht tätig sind, beträgt der Um-
satz sogar weniger als 150.000 Euro im Jahr. 

Aus der Untersuchung geht auch hervor, dass die Hälf-
te aller Einzelanwälte einen Umsatz von weniger als
100.000 Euro erreicht und bei einer durchschnittlichen
Kostenquote von rund 50 Prozent auf einen Gewinn
von lediglich 53.400 Euro kommt. „Dabei muss man
jedoch berücksichtigen, dass 49 Prozent dieser Einzel-
anwälte nicht Vollzeit arbeiten“, erklärt Prof. Dr. Mat-
thias Kilian, Direktor des Soldan Instituts. „Für
immerhin 18 Prozent der Einzelanwälte ist die Er-
tragslage mit einem Umsatz von 200.000 Euro und
mehr durchaus günstig.“ Generell ist der Umsatz pro
Kopf in den untersuchten kleineren und mittleren
Kanzleien bei vier bis fünf Berufsträgern am höchsten
und liegt bei 240.178 Euro. In Kanzleien mit sechs
und mehr Berufsträgern sinkt er laut der Studie hinge-
gen wieder, weil der Anteil der angestellten Anwälte
höher ist. Sie sind oftmals Berufseinsteiger und erzie-
len daher niedrigere Umsätze oder sie arbeiten einem
Partner zu, ohne dass ihre gesamte Arbeitszeit zu Um-
sätzen führt. 

generalisten sind ein auslaufmodell

Der Wandel auf dem Rechtsberatungsmarkt spiegelt
sich in der Alterstruktur der deutschen Anwaltschaft
wider. So sind in generalistisch ausgerichteten Kanz-
leien die Berufsträger mit 53 Jahren etwas älter als der
Durchschnitt, der bei 50 Jahren liegt. Gleiches gilt für
Einzelanwälte. Die jüngeren Kollegen arbeiten hinge-
gen lieber in überörtlichen Sozietäten. Dort liegt das
Durchschnittsalter bei 46 Jahren. Das geht aus der
jüngsten Untersuchung des Soldan Instituts hervor, für
die rund 1.600 Berufsträger befragt wurden. „Die Zah-
len belegen den Trend einer immer stärkeren fach-
lichen Spezialisierung und Fokussierung der Kanz-
leien. Generalistisch ausgerichtete Kanzleien werden
perspektivisch an Bedeutung verlieren, wenn diese
Anwälte nach und nach in den Ruhestand treten“, stellt
Prof. Dr. Matthias Kilian, Direktor des Soldan Instituts
fest.
Gleichzeitig wird die Anwaltschaft zunehmend weib-
licher. Derzeit liegt das Durchschnittsalter der Anwäl-

tinnen bei 45 Jahren, bei den männlichen Kollegen bei
52 Jahren. „Dies erklärt sich mit dem kontinuierlich
steigenden Frauenanteil unter den neu zugelassenen
Rechtsanwältinnen und -anwälten“, so Kilian.

Differenziert nach Rechtsgebieten finden sich die äl-
testen Berufsträger unter denjenigen, die ihren
Schwerpunkt im Erbrecht haben, gefolgt von jenen mit
dem Schwerpunkt Bilanz- und Steuerrecht, Gesell-
schaftsrecht, Bau- und Architektenrecht, Familien-
recht oder Verwaltungsrecht. Hingegen sind bei den
Anwälten, die im Insolvenzrecht tätig sind, 71 Prozent
unter 50 Jahre. Viele jüngere Berufsträger gibt es
ebenfalls auf den Gebieten Geistiges Eigentum, Medi-
zin- oder Wirtschaftsverwaltungsrecht.
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tag der Kriminalitätsopfer: Opferschutz-Webseite der landesregierung in vier Sprachen

informationen für Opfer von Straftaten in Deutsch, englisch, rus-
sisch und arabisch
Anlässlich des morgigen (22.3.) Tages der Kriminali-
tätsopfer weist das Niedersächsische Justizministe-
rium darauf hin, dass die Opferschutz-Webseite der
Landesregierung (www.opferschutz-niedersachsen.
de) nun in vier Sprachen (Deutsch, Englisch, Russisch
und Arabisch) zur Verfügung steht. Alle Sprachversio-
nen sind mit einer Vorlesefunktion ausgestattet. Nut-
zer, die in der Lese- oder Sehfähigkeit eingeschränkt
sind, können sich die Texte vorlesen lassen. Die arabi-
sche Version wurde Ende Februar 2017 freigeschaltet,
die englische und russische im Sommer bzw. Novem-
ber 2016.

Das Onlineangebot enthält umfassende Informationen
über bestehende Hilfsmöglichkeiten in Niedersachsen.
Das Angebot ist klar, übersichtlich und in einfach ver-
ständlicher Sprache gestaltet. Es richtet sich an Be-
troffene von Straftaten, aber auch an Menschen in ih-
rem Umfeld wie Angehörige, Freundinnen und Freun-
de, Kolleginnen und Kollegen sowie Beratende, die
haupt- oder ehrenamtlich tätig sind. Die Webseite ver-
fügt über eine Liste mit Opferunterstützungs-Einrich-

tungen, die über eine Suchfunktion per Postleitzahl
auffindbar sind.

Niedersachsens Justizministerin Antje Niewisch-
Lennartz: „Opfer von Straf- und Gewalttaten benöti-
gen Schutz. Den können sie aber nur in Anspruch neh-
men, wenn sie wissen, wo sie ihn bekommen können.
Mit der Übersetzung der Opferschutz-Webseite eröff-
nen wir einer Vielzahl von Menschen den Zugang zu
den wichtigen Informationen – und damit die Chance,
die passende Beratung und Unterstützung zu finden.“
Die Webseite Opferschutz der Landesregierung ist seit
2014 online. Sie setzt den Anspruch aller Opfer von
Straftaten auf Informationen zum Strafverfahren, zu
Schutz, Beratung, Begleitung und Ausgleich entspre-
chend der EU-Opferschutzrichtlinie um.

einführung eines Wettbewerbsregisters

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines
Wettbewerbsregisters möchte das Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie sicherstellen, dass öffentli-
che Auftraggeber und Konzessionsgeber vor der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge oder Konzessionen abfra-
gen, ob bei einem Unternehmen zwingende Aus-
schlussgründe i.S.v. § 123 GWB oder bestimmte fa-
kultative Ausschlussgründe i.S.v. § 124 GWB vorlie-
gen und das Unternehmen daher auszuschließen ist
oder ausgeschlossen werden kann.

Die BRAK hat zu dem Gesetzentwurf Stellung ge-
nommen. Sie begrüßt das gesetzgeberische Anliegen.
Sie regt jedoch an, den Kreis der öffentlichen Auftrag-
geber und Konzessionsgeber, die in den Anwendungs-
bereich des Wettbewerbsgesetzes fallen, zu erweitern.
Die Stellungnahme der BRAK (Stn. 14/201, März)
und den Gesetzentwurf finden auf unserer Homepage
unter „Aktuelles“.
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Zur lohnversteuerung von Beiträgen an Berufshaftpflichtversicherungen

Handlungshinweise des ausschusses Steuerrecht – Stand: märz 2017

Es sind einige Urteile in der Finanzrechtsprechung zur
Lohnversteuerung von Beiträgen an Berufshaft-
pflichtversicherungen ergangen. Im Folgenden soll
diese Rechtsprechung zur übersichtlicheren Darstel-
lung anhand von einigen Fallbeispielen erläutert wer-
den.

1. Fall: rechtsanwalts-gmbH
An einer nach § 59c Abs.1 BRAO zugelassenen
Rechtsanwalts-GmbH sind fünf Rechtsanwälte betei-
ligt. Daneben beschäftigt die GmbH weitere angestell-
te Rechtsanwälte.

Für ihre Zulassung schloss die GmbH als Versiche-
rungsnehmerin eine eigene Berufshaftpflichtversi-
cherung ab. Die Versicherungssumme beträgt pro Ver-
sicherungsfall 2,5 Mio. EUR, die Versicherungs-
höchstleistung beträgt 10 Mio. EUR pro Jahr, was den
gesetzlichen Mindestvorgaben des § 59j Abs. 2 BRAO
entspricht.

Jede(r) angestellte Rechtsanwalt/Rechtsanwältin der
GmbH unterhält zudem eine für die nach § 51 BRAO
notwendige eigene persönliche Berufshaftpflichtversi-
cherung, wobei die Versicherungssumme pro Versi-
cherungsfall mit 250.000 EUR und die Höchstleistung
pro Versicherungsjahr mit 1 Mio. EUR den Mindest-
versicherungssummen des § 51 Abs.4 BRAO ent-
spricht. Diese Beiträge wurden von der Rechtsan-
walts-GmbH übernommen und als geldwerter Vorteil
der individuellen Lohnversteuerung der Arbeitnehmer
unterworfen.

Lösung:
Der BFH hat in seinem Urteil vom 19.11.2015 (VI R
74/14, DB 2016, S. 324) geurteilt, dass der von der
Rechtsanwalts-GmbH erworbene Versicherungsschutz
zur Deckung der sich aus ihrer Berufstätigkeit erge-
benden Haftpflichtgefahren für Vermögensschäden
i.S. der §§ 59j, 51 Abs. 1 Satz 1 BRAO ihrem eigenen
Versicherungsschutz diene. Die GmbH versichere da-
mit ihre eigene Berufstätigkeit und hat ihren Arbeit-
nehmern dadurch weder Geld noch einen geldwerten
Vorteil in Form des Versicherungsschutzes zugewen-
det.

Die Übernahme der Aufwendungen für die eigene Be-
rufshaftpflichtversicherung der angestellten Rechtsan-
wälte wurde korrekterweise vom Arbeitgeber als geld-
werter Vorteil lohnversteuert. Dies entspricht der stän-
digen Rechtsprechung, nach der die Übernahme der
Beiträge zur Berufshaftpflichtversicherung eines an-
gestellten Rechtsanwalts durch den Arbeitgeber zu Ar-
beitslohn führt, weil der angestellte Rechtsanwalt nach
§ 51 BRAO zum Abschluss der Versicherung ver-
pflichtet sei, siehe BFH vom 26.07.2007 (VI R 64/06,
DB 2007 S. 2013). Der angestellte Rechtsanwalt kann
in seiner persönlichen Einkommensteuererklärung
diese vom Arbeitgeber übernommenen Aufwendungen
als Werbungskosten geltend machen.

2. Fall: Kanzlei als gbr
Gleicher Fall wie unter 1, allerdings handelt es sich
nun um eine Kanzlei in der Rechtsform einer Gesell-
schaft des bürgerlichen Rechts.

Dieser Fall ist nun auch höchstrichterlich entschieden.
Der BFH hat mit Urteil vom 10.03.2016 (VI R 58/14)
entschieden, dass die durch die Kanzlei getragenen
Versicherungsbeiträge nicht als Arbeitslohn anzusehen
sind. Die Vermögensschadens-Haftpflichtversiche-
rung diente der Deckung des mit dem Betrieb der GbR
verbundenen Haftungsrisikos, also dem eigenen Versi-
cherungsschutz der GbR und ihrer Gesellschafter.
Denn sobald ein Vermögensschaden durch einen ange-
stellten Rechtsanwalt der GbR entsteht, hat die GbR
nach § 278 BGB für diese Schäden einzustehen. Mit-
hin kann kein geldwerter Vorteil bei den angestellten
Rechtsanwälten entstehen.

3. Fall: Partnerschaft mit beschränkter Berufshaf-
tung
Gleicher Fall wie unter 1, allerdings handelt es sich
nun um eine Partnerschaftsgesellschaft mit be-
schränkter Berufshaftung nach § 8 Abs.4 PartGG.

Dieser Fall ist noch nicht durch ein deutsches Finanz-
gericht entschieden worden. Es spricht aus Sicht des
Ausschusses Steuerrecht einiges dafür, dass auch in
dieser Konstellation ähnlich zu entscheiden ist wie in
den Fällen 1 und 2.
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4. Fall: Steuerberatungs-gmbH übernimmt Bei-
träge für Berufskammern
Eine Steuerberatungsgesellschaft in der Rechtsform
der GmbH übernimmt für die angestellten Steuerbera-
ter deren Beiträge für die Berufskammern.

Der BFH ist mit Urteil vom 17.01.2008 (VI R 26/06)
zu dem Ergebnis gekommen, dass die Übernahme der
Kammerbeiträge durch die Steuerberatungs-GmbH
auch im eigenen Interesse der angestellten Steuerbera-
ter erfolge und deshalb Arbeitslohn anzunehmen sei.

Zusammenfassung:
Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung stellen
Aufwendungen für eigene Berufshaftpflichtversiche-
rungen von Kanzleien in der Rechtsform der GmbH

oder der GbR keinen Arbeitslohn für die angestellten
Rechtsanwälte dar. Dies müsste analog auch für Kanz-
leien in der Rechtsform der Partnerschaft mit be-
schränkter Haftung gelten. Hierzu gibt es noch keine
Rechtsprechung. Vom Arbeitgeber übernommene Auf-
wendungen für die persönliche Berufshaftpflichtversi-
cherung oder für die Kammerbeiträge der angestellten
Rechtsanwälte sind hingegen als geldwerter Vorteil
grundsätzlich zu versteuern. Dem angestellten Rechts-
anwalt steht jedoch ein „korrespondierender“ Wer-
bungskostenabzug nach § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG zu.

Die urteile können auf der Website der rechtsan-
waltskammer Braunschweig unter www.rak-
braunschweig.de/aktuelles eingesehen werden.

Wahlen der Vertreterversammlung

des rechtsanwaltsversorgungswerks niedersachsen

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 4 des Gesetzes über das Rechtsanwaltsversor-
gungswerk Niedersachsen vom 14.03.1982 (Nds.
GVBl. 1982, S. 65, zuletzt geändert durch Gesetz vom
22.01.2014, Nds. GVBl. 2014, S. 28) werden die Mit-
glieder der Vertreterversammlung für die Dauer von
fünf Jahren gewählt.

Die Amtszeit der derzeitigen Mitglieder der Vertreter-
versammlung endet am 31. Oktober 2017.

Die Wahlordnung können Sie auf der Homepage der
Rechtsanwaltskammer Braunschweig unter www.rak-
braunschweig.de finden.

Gemäß § 9 der Wahlordnung wird vom Vorsitzenden
der Vertreterversammlung mitgeteilt: 

a) Anschrift des Wahlausschusses
Wahlausschuss des 
Rechtsanwaltsversorgungswerks Niedersachsen
Bahnhofstr. 6
29221 Celle

b) Namen und Anschriften der Mitglieder des Wahl-
ausschusses sowie ihrer Stellvertreter

Mitglieder des Wahlausschusses:
Rechtsanwältin Ute Knüppel, (Vors.)
Theaterstr. 7, 30159 Hannover 

Rechtsanwalt Cord Hillnhagen,
Koppelstr. 4/6, 26135 Oldenburg
Rechtsanwalt Wolfgang Meichsner,
Neuer Graben 22, 49074 Osnabrück
Rechtsanwalt Matthias Rätzlaff,
Am Junkernhof 2, 29308 Winsen/Aller
Rechtsanwalt Lars Kukowski,
Schuhstr. 42/43, 38100 Braunschweig

Stellvertreter des Wahlausschusses:
Rechtsanwalt Rainer Eberhard,
Schillerstr. 31, 30159 Hannover
Rechtsanwalt Claas Henkel,
Huntestr. 2, 26135 Oldenburg
Rechtsanwalt Manfred Bormann,
Möserstr. 33, 49074 Osnabrück
Rechtsanwalt Siegfried Krause,
Mühlenstr. 24, 29221 Celle
Rechtsanwalt Aron Kuropka,
Sedanstr. 16, 31224 Peine

c) Ende der Wahlzeit:
Gemäß § 6 der Wahlordnung hat die Vorsitzende
der Vertreterversammlung den 

31. Oktober 2017

als den Tag bestimmt, mit dessen Ablauf die Wahlzeit
beendet ist. 
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rechtsprechungsstatistiken 2016: Der trend zur Verkürzung

der Verfahrensdauer zugunsten der Bürger hält an

Beim Gerichtshof zeugt eine Rekordzahl von einge-
reichten Vorabentscheidungsersuchen vom Vertrauen
der nationalen Gerichte, während beim Gericht die
Reform des Gerichtssystems der EU umgesetzt wird

Das vergangene Jahr war durch eine sehr intensive
Rechtsprechungstätigkeit des Gerichtshofs der Euro-
päischen Union gekennzeichnet. So blieb die Zahl der
2016 erledigten Rechtssachen (1 628 Rechtssachen)
auf einem hohen Niveau. Das Jahr 2016 ist auch das
letzte Jahr, in dem das Gericht für den öffentlichen
Dienst der Europäischen Union noch bestand (Es wur-
de zum 1. September 2016 aufgelöst, und seine Zu-
ständigkeit für die Entscheidung im ersten Rechtszug
über die Rechtsstreitigkeiten zwischen der Union und
ihren Bediensteten sind auf das Gericht der Europäi-
schen Union übertragen worden. Von Januar bis Au-
gust 2016 hat dieses Gericht 169 Rechtssachen erle-
digt.).

gerichtshof
Der Gerichtshof hat 2016 704
Rechtssachen erledigen können (+
14 % im Vergleich zu 2015). Damit
hat er mehr Rechtssachen erledigt
als im vergangenen Jahr neu bei ihm
eingegangen sind (692). Dies belegt
eine bemerkenswerte Produktivität
und hat dazu geführt, dass die Zahl
der am 31. Dezember 2016 anhängi-
gen Rechtssachen (872) leicht
zurückgegangen ist.

Von den 2016 neu eingegangenen
Rechtssachen gehen 470 auf Vorab-
entscheidungsersuchen nationaler
Gerichte zurück. Dies stellt einen
Rekordwert in der Geschichte des
Gerichtshofs dar, der Ausdruck so-
wohl der Bedeutung des Vorabent-
scheidungsverfahrens für die Um-
setzung des Unionsrechts als auch

des Vertrauens ist, das die nationalen Gerichte dieser
Form der gerichtlichen Zusammenarbeit im Hinblick
auf die einheitliche Auslegung und Anwendung des
Unionsrechts entgegenbringen.

Ein weiterer ausgeprägter Trend des vergangenen Jah-
res betrifft die durchschnittliche Dauer der Verfahren
vor dem Gerichtshof. Bei den Vorabentscheidungssa-
chen liegt sie im Jahr 2016 bei 15 Monaten. Dies ist
der niedrigste seit dreißig Jahren verzeichnete Wert.
Diese Zahl beruht darauf, dass der Gerichtshof ständig
darauf achtet, seine Effizienz zu erhöhen, indem er
von allen Möglichkeiten, die die Verfahrensvorschrif-
ten ihm insoweit einräumen, zweckmäßig Gebrauch
macht. Bei den Rechtsmitteln betrug die Verfahrens-
dauer 12,9 Monate. Dies ist der niedrigste Wert sei der
Errichtung des Gerichts. Im Mittel aller Rechtssachen
belief sich die Gesamtdauer der Verfahren auf 14,7
Monate.
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gericht der eu
Bei der Analyse der Rechtsprechungsstatistiken des
Gerichts zeigen sich im Wesentlichen zwei Phänome-
ne, nämlich zum einen die steigende Zahl der neu ein-
gegangenen und der anhängigen Rechtssachen und
zum anderen die erhebliche Verkürzung der Verfah-
rensdauer.

Die Zahl der neu eingegangenen Rechtssachen ist –
von 831 Rechtssachen 2015 auf 974 Rechtssachen
2016 – um 17 % gestiegen, was in erster Linie auf die
Übertragung der Zuständigkeit für die Entscheidung
im ersten Rechtszug über die dienstrechtlichen Strei-
tigkeiten der Union (allein 163 Rechtssachen)
zurückzuführen ist. Die Zahl der anhängigen Rechts-
sachen ist in einer vergleichbaren Größenordnung –
von 1 267 Rechtssachen 2015 auf 1 486 Rechtssachen
2016 – gestiegen.

Die Produktivität des Gerichts reiht sich mit 755 erle-
digten Rechtssachen (einer Zahl, die zu den drei höch-
sten des Gerichts seit seiner Errichtung gehört) in die
seit 2013 erzielten Ergebnisse ein. Der Rückgang
gegenüber den Jahren 2015 und 2014 beruht auf einem
Abbau der Rückstände (insbesondere im Jahr 2015),
auf der alle drei Jahre stattfindenden Neubesetzung
des Gerichts und auf dessen interner Umorganisation,
die durch die Eingliederung der neuen Richter erfor-
derlich wurde, die in den ersten Monaten ihrer Amts-
zeit nicht merklich und substanziell zur Produktivität
des Gerichts beitragen können.

Parallel dazu setzt sich der positive Trend bei der Ver-
fahrensdauer, einem wichtigen Leistungsindikator,

fort. Die seit 2013 beobachtete Dynamik bei der Ver-
kürzung der Verfahrensdauer hat sich mit einer durch-
schnittlichen Gesamtdauer von 18,7 Monaten (durch
Urteil oder Beschluss erledigte Rechtssachen aller
Sachgebiete), d. h. einem Rückgang von 1,9 Monaten
gegenüber 2015 und 8,2 Monaten gegenüber 2013, be-
stätigt.

Darüber hinaus belief sich insbesondere aufgrund der
Umorganisation des Gerichts und neuer Möglichkei-
ten, die sich durch die Umsetzung der Reform des Ge-
richtssystems der EU ergeben haben, die Zahl der ei-
ner Spruchkammer mit fünf Richtern zugewiesenen
Rechtssachen im Jahr 2016 auf 29, während es in den
Jahren 2010 bis 2015 im Mittel 9 Rechtssachen waren.

Schließlich ist die Entwicklung der Streitsachen ge-
prägt durch die Zunahme der Zahl der Rechtssachen
des geistigen Eigentums (+ 11 %), die Übertragung
der Zuständigkeit für die Entscheidung im ersten
Rechtszug über die dienstrechtlichen Streitigkeiten der
Union (123 am 1. September vom Gericht für den öf-
fentlichen Dienst auf das Gericht übertragene Verfah-
ren und 40 bis zum 31. Dezember 2016 neu erhobene
Klagen, d. h. insgesamt 163 Rechtssachen, die knapp
17 % der neu eingegangenen Rechtssachen ausma-
chen), den Rückgang der Zahl der Rechtssachen zu
restriktiven Maßnahmen (28 neue Rechtssachen im
Jahr 2016), die weiterhin hohe Zahl der Rechtssachen
zu staatlichen Beihilfen (76 Rechtssachen) – insbeson-
dere bezüglich des Steuerwesens der Mitgliedstaaten –
sowie das Entstehen einer neuen Quelle von Streitsa-
chen, die die Anwendung der aufsichtsrechtlichen Vor-
schriften auf Kreditinstitute betreffen.
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Psychosoziale Prozessbegleitung in niedersachsen
Flyer Psychosoziale Prozessbegleitung in niedersachsen 2017

In der Anlage übersende ich den aktuellen Flyer
„Psychosoziale Prozessbegleitung in Niedersachsen“
mit der Bitte, diesen an Ihre Mitglieder weiterzuleiten.

Seit Beginn des Jahres haben Verletze das Recht, sich
des Beistands einer psychosozialen Prozessbegleitper-
son zu bedienen, der es grundsätzlich gestattet ist,
während der Hauptverhandlung gemeinsam mit dem
Verletzten anwesend zu sein. Unter bestimmten Vor-
aussetzungen haben Verletzte gemäß § 406g Abs. 2
StPO einen Anspruch auf kostenlose Beiordnung einer
psychosozialen Prozessbegleitperson. Einer nicht bei-
geordneten psychosozialen Prozessbegleitperson kann
die Anwesenheit bei einer Vernehmung untersagt wer-
den, wenn die Anwesenheit den Untersuchungszweck
gefährden würde, § 406g Abs. 4 StPO.

Die psychosoziale Prozessbegleitung umfasst eine
qualifizierte Betreuung, Informationsvermittlung und
Unterstützung während des gesamten Ermittlungs-
und Strafverfahrens mit dem Ziel, Belastungen zu re-
duzieren und durch weitgehende Stabilisierung des
Opfers sekundäre Viktimisierung zu vermeiden. Die
gesamte Prozessbegleitung kann in jedem Stadium des
Ermittlungs- und Strafverfahrens in Anspruch genom-
men werden und soll verletzten Zeuginnen und Zeu-
gen Sicherheit und Orientierung vermitteln und ihnen
ein Verständnis der Prozesse des Strafverfahrens er-
leichtern.

Psychosoziale Prozessbegleitung ist keine Tataufar-
beitung. Die psychosozialen Prozessbegleitpersonen
sprechen mit ihren Klientinnen und Klienten nicht
über das Tatgeschehen selbst. Hintergrund dafür ist,
dem möglichen Vorwurf der Beeinflussung von Zeu-
ginnen und Zeugen von vornherein entgegenzuwirken.
Psychosoziale Prozessbegleitung ersetzt auch keine
psychotherapeutische Behandlung und rechtliche Be-
ratung. Sie ist ein zusätzliches Angebot für besonders

schutzbedürftige Verletzte.

Weiterführende Informationen erhalten Sie bei der
Koordinierenden Stelle der psychosozialen Prozessbe-
gleitung in Niedersachsen. Per E-Mail erreichen Sie
die Mitarbeiterin und den Mitarbeiter unter: MJH-Ko-
ordinierungsstellepProbe@justiz.niedersachsen.de
und per Telefon unter: 0511/120-5095 oder 0511/120-
5079.

Gern informieren die Mitarbeiterin und der Mitarbei-
ter der Koordinierenden Stelle auch im Rahmen eines
persönlichen Gesprächs über das Angebot der psycho-
sozialen Prozessbegleitung oder sende Ihnen bei Be-
darf Druckexemplare des Flyers und weitere Informa-
tionsmaterialien zu.

Darüber hinaus finden Sie aktuelle Informationen zur
psychosozialen Prozessbegleitung in Niedersachsen
auf der Internetseite des niedersächsischen Justizmi-
nisteriums (http://www.mj.niedersachsen.de/startsei-
te/opferschutz_und_opferhilfe_bei_straftaten/ quali-
taetsstandards_durchfuehrung_psychosozialen_pro-
zessbegleitung_ niedersachsen/qualitaetsstandards-
fuer-die-durchfuehrung-der-psychosozialen-prozess-
begleitung-in-niedersachsen--110971.html).

Auf dieser Internetseite ist auch das Verzeichnis der in
Niedersachsen anerkannten psychosozialen Prozess-
begleiterinnen und Prozessbegleiter und Aus- und
Weiterbildungsstellen eingestellt.

Im Auftrag
Kuck



KammermitteilungKammermitteilung

39Rechtsanwaltskammer Juni 2017



Rechtsanwaltskammer Juni 201740

KammermitteilungKammermitteilung

Bücher

neue gratis-eBroschüre erschienen:
Die Wahl der passenden juristischen Datenbank

Ob es um die Beurteilung einer juristischen Fragestellung oder um die Su-
che nach einer Rechtslage für einen Mandanten geht – die juristische Da-
tenbank ist für die tägliche Anwaltspraxis ein essentielles Recherchemit-
tel. Ihre Qualität prägt somit die Effizienz und das Know-how des Anwalts
entscheidend mit.

Doch was macht eine gute Datenbank aus? Welcher Anbieter ist auf wel-
ches Rechtsgebiet spezialisiert und welche Kosten kommen bei der An-
schaffung auf die Kanzlei zu? Dies verrät Datenbank-Experte Christian
Rekop in der eBroschüre „Die Wahl der passenden juristischen Daten-
bank“. Schritt für Schritt führt er verständlich durch wesentliche Funktio-
nen und Eigenschaften. Dabei beschreibt er sowohl die Literatur als auch
den Umfang der unterschiedlichen Produkte. Leser bekommen mit der
eBroschüre eine kompakte und dennoch fundierte Entscheidungshilfe für
die Auswahl der passenden Datenbank.

aus dem inhalt
• Wie umfangreich sollte die Suchmaschinentechnik einer Datenbank

sein?
• Was sind die Vor- und Nachteile der digitalen Recherche?
• Marktübersicht: tabellarische Übersicht mit Inhalten und Kosten relevanter Produkte

Die eBroschüre ist gratis und steht beim Deutschen Anwaltverlag im PDF-Format zum Download bereit:
http://bit.ly/2qZ0pEY 

Zum autor
Christian Rekop, LL.M., ist Leiter der Abteilung Online-Datenbanken bei der Hans Soldan GmbH. Als Refe-
rent informiert er über modernes Wissensmanagement. Dabei zeigt er unter anderem, wie sich im Internet ver-
lässliche Fachinformationen in den Bereichen Recht, Wirtschaft und Steuern recherchieren lassen.
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Bekanntmachungen

Beschluss über die aufhebung der Schiedsordnung der rechts-
anwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig

(beschlossen vom Vorstand der Rechtsanwaltskammer
Braunschweig am 14.12.2016)
(beschlossen gem. § 89 Abs. 2 BRAO in der Kammer-
versammlung vom 05.04.2017)

§ 1 
aufhebung der Schiedsordnung

Die Schiedsordnung für den Bereich der Rechtsan-
waltskammer des Oberlandesgerichtsbezirk Braun-
schweig vom 07.03.2012 wird aufgehoben. 

§ 2 inkrafttreten

Die Aufhebung tritt mit der Veröffentlichung in der
Kammermitteilung der Rechtsanwaltskammer Braun-
schweig in Kraft.

Der vorstehende Beschluss wird hiermit ausgefertigt.

Braunschweig, den 12.04.2017

Schlüter
-Präsident-

g e b ü h r e n o r d n u n g 
für die Zulassungs- und Vertretungsangelegenheiten
nach § 192 abs. 1 S. 1 BraO 

geändert und neu beschlossen  durch die  Kammerver-
sammlung am 05.04.2017  

§ 1 

Die Rechtsanwaltskammer für den Oberlandesge-
richtsbezirk Braunschweig erhebt für folgende Amts-
handlungen gem. § 192 BRAO die nachfolgenden Ver-
waltungsgebühren. Die Amtshandlung kann von der
vorherigen Zahlung der Gebühr abhängig gemacht
werden:

1. Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§§  6, 12
BRAO)

EUR 200,00

2. Zulassung zur Rechtsanwaltschaft  als Syndikus-
rechtsanwalt (§ 46a BRAO)

EUR 500,00

3. Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikus-
rechtsanwalt bei gleichzeitiger Beantragung der Zulas-
sung als Rechtsanwalt nach §§  6, 12 BRAO

EUR 600,00

4. Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikus-

rechtsanwalt (§ 46a BRAO) bei bereits bestehender
Zulassung als Rechtsanwalt (§§ 6,12 BRAO)

EUR 400,00

5. Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Rechtsanwalt
(§§ 6,12 BRAO) bei bereits bestehender Zulassung als
Syndikusrechtsanwalt (§ 46a BRAO)

EUR 100,00

6. Erstreckung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft
auf ein weiteres Anstellungsverhältnis oder Änderung
der Zulassung zur  Rechtsanwaltschaft als Syndikus-
rechtsanwalt bei Aufnahme einer neuen oder geänder-
ten Tätigkeit (§ 46b Abs. 2 und 3  BRAO)

EUR 400,00

7. Zulassung einer Rechtsanwaltsgesellschaft
EUR 750,00

8. Anderweitige Zulassung aus einem anderem Kam-
merbezirk oder Aufnahme eines Rechtsbeistandes

EUR 100,00

9. Entscheidungen in Angelegenheiten der Anwälte
aus anderen Staaten (§§ 206, 207 BRAO;  3 EuRAG)

EUR 200,00
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10. Zulassungsrücknahme bzw. Widerruf (§ 14  mit
Ausnahme von § 14 Abs. 2 Ziff. 4,  § 59h BRAO)

EUR 100,00

11. Amtliche Vertreterbestellung (§ 53 BRAO) bzw.
Gestattung, den Beruf trotz Tätigkeit im öffentlichen
Dienst selbst auszuüben (§ 47 BRAO)

EUR 30,00

12. Verlängerung der amtlichen Vertreterbestellung,
Weiterbestellung derselben Person

EUR 10,00

13. Anhörung in Rechtsanwalts-GmbH-Angelegenhei-
ten

EUR 200,00
14. Ausstellung eines Anwaltsausweises

EUR 30,00

15. Befreiung von der Kanzleipflicht (§§ 29 Abs. 1,
29a Abs. 2 BRAO)

EUR 30,00

16. Beantragung einer VDB-Zugangskarte
EUR 30,00

Registrierung DATEV SmartCard für Berufsträger (al-
ternativ der DATEV mIDenty Stick für Berufsträger)
kostenfrei

§ 2 

(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag
notwendig ist, mit dessen Eingang bei der Rechtsan-
waltskammer, im Übrigen mit der Beendigung der ge-
bührenpflichtigen Amtshandlung 
(§ 11 Abs. 1 VerwKostG analog).

(2) Bei Rücknahme des Antrags wird nur die Hälfte
der in § 1 für die Amtshandlung bestimmten Gebühr
erhoben. Überzahlungen werden innerhalb von 4 Wo-
chen nach der Rücknahme erstattet.

§ 3 

Diese Gebührenordnung tritt zum 01.04.2017 in Kraft.
Sämtliche früheren Gebührenordnungen treten gleich-
zeitig außer Kraft.

Die vorstehende Gebührenordnung der Rechtsan-
waltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk
Braunschweig wird hiermit ausgefertigt und in den
Mitteilungen der Rechtsanwaltskammer für den Ober-
landesgerichtsbezirk Braunschweig bekanntgemacht.

Braunschweig, den 12.04.2017

Schlüter
-Präsident-

B e i t r a g s o r d n u n g

(beschlossen gemäß § 89 Abs. 2 Nr. 2 BRAO in der
Kammerversammlung am 05.04.2017) 

Die Rechtsanwaltskammer erhebt zur Erfüllung ihrer
Aufgaben und gesetzlichen Verpflichtungen von ihren
Mitgliedern Beiträge, Umlagen, Gebühren und Ausla-
gen.

§ 1 Beitragspflicht 

1) Die Beitragspflicht besteht während der Dauer der
Zulassung und Zugehörigkeit zur    Rechtsanwalts-
kammer im Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig
unabhängig davon, in welchem Umfang das Mitglied
seinen Beruf ausübt oder Einkünfte erzielt. 
2) Der Mitgliedsbeitrag der Rechtsanwaltskammer ist
ein Jahresbeitrag. Nicht durch Mitgliedschaft belegte
Monate bleiben außer Ansatz.
3) Die Beitragspflicht der Kammermitglieder beginnt

am ersten Kalendertag des auf die Aushändigung der
Zulassungsurkunde folgenden Monats und endet mit
dem letzten Kalendertag des Monats, in dem das Kam-
mermitglied ausscheidet.
4)  Eine Rechtsanwaltsgesellschaft, die ihren Sitz im
Bezirk der Rechtsanwaltskammer hat, ist als solche
beitragspflichtig. Die Beitragspflicht der Gesellschaf-
ter, Mitglieder des  Aufsichtsrats und Geschäftsführer
einer Rechtsanwaltsgesellschaft, soweit sie Mitglied
der Rechtsanwaltskammer sind, bleibt unberührt.
5) Rechtsanwaltsgesellschaft im Sinne dieser Vor-
schrift ist eine solche in der Rechtsform einer juristi-
schen Person.

§ 2 Festsetzung, Fälligkeit, mahngebühren

1) Der Kammerbeitrag wird für das jeweils laufende
Geschäftsjahr von der Kammerversammlung jährlich
im Voraus festgesetzt. 
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2) Er ist am 01. April eines jeden Jahres in einer Sum-
me fällig. Zahlt ein Kammermitglied bei Fälligkeit den
Beitrag nicht, gerät er in Verzug, ohne dass es einer ge-
sonderten Mahnung bedarf. In diesem Fall ist der
Kammerbeitrag ab Fälligkeit mit 5 Prozentpunkten
über dem Basiszinssatz zu verzinsen. 
3) Als Mahngebühr wird ein Betrag von EUR 7,00 pro
Mahnung erhoben.

§ 3  ermäßigung, Stundung

1) Ein Kammermitglied, welches den festgesetzten
Beitrag nicht oder nur teilweise zahlen kann, kann un-
ter Darlegung seiner persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse, die auf Verlangen glaubhaft zu
machen sind, einen Stundungs- oder Ermäßigungsan-
trag stellen. Der Antrag ist schriftlich spätestens bis
zum 30.06. eines Beitragsjahres oder binnen 3 Mona-
ten ab Zulassung oder Aufnahme bei der Kammerge-
schäftsstelle zu stellen. 
2) Über diese Anträge entscheidet das Präsidium; es ist
berechtigt, die Entscheidungsbefugnis generell oder in
Einzelfällen jederzeit widerruflich auf den/die Schatz-
meister/in zu übertragen. Die Entscheidung hat unter
Berücksichtigung der gesamten Einkommens- und
Vermögensverhältnisse des Antragstellers, insbeson-
dere auch aller nicht anwaltlichen Einkünfte sowie et-

waiger Unterhaltsansprüche, nach billigem Ermessen
zu erfolgen.
3) Der vollständige Erlass des Kammerbeitrages ist
begrenzt auf 3 Kalenderjahre. Nach dreimaliger
Niederschlagung (36 Monate) ist der Kammerbeitrag
in voller Höhe zu leisten, es sei denn, es liegt ein Fall
außergewöhnlicher Härte vor. Ob ein solcher Fall vor-
liegt, entscheidet der/die Schatzmeister/in. Die Ent-
scheidung ist nicht anfechtbar.
4) Nach Zahlung des Kammerbeitrages kann ein An-
trag gem. § 3 Abs. 1 nicht mehr gestellt werden. Ge-
zahlter Kammerbeitrag wird nicht erstattet.

§ 4 inkrafttreten

Diese Beitragsordnung tritt durch Veröffentlichung in
der Kammermitteilung der Rechtsanwaltskammer
Braunschweig in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags-
ordnung vom 23.03.2011 außer Kraft.

Die vorstehende Beitragsordnung der Rechtsanwalts-
kammer Braunschweig wird hiermit ausgefertigt. 

Braunschweig, den 12.04.2017

Schlüter
Präsident 

entschädigungsregelung für die referendararbeitsgemeinschaftslei-
ter und leiter der examensklausuren im Kammerbezirk der rechts-
anwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig

( Beschluss der Kammerversammlung vom
05.04.2017 )

Nachstehende Satzung wurde bekannt gemacht in den
Mitteilungen der Rechtsanwaltskammer für den

Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig

Zu der gemäß AV des MJ vom 16.03.1994 – Nds. Rpfl.
1994, S. 93 – an die Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte für die Leistung von Arbeitsgemeinschaften im
juristischen Vorbereitungsdienst in der Anwaltsstation
sowie Examensklausuren zu zahlende Vergütung ge-
währt die Rechtsanwaltskammer ohne Anerkennung
einer Rechtspflicht einen Zuschuss, und zwar in Abän-
derung des Beschlusses der Kammerversammlung
vom 13. März 2002

a.) für jede Unterrichtsstunde/Besprechungsstunde (45
Minuten) in Höhe EUR 35,00. 

b.)für die Korrektur und Bewertung einer jeden Klau-
sur in Höhe von EUR 20,00.

c.) für die Ausgabe, das Einsammeln und die Bespre-
chung einer Klausuraufgabe eine Pauschale in
Höhe von EUR 90,00 (entsprechend 2 ½ Unter-
richtsstunden).

Diese Zuschüsse werden nur auf Antrag gezahlt. Als
Nachweis der beantragten Entschädigung gilt die an-
waltliche Versicherung.

Diese Entschädigungsregelung  tritt zum 01. August
2017 in Kraft.

Vorstehende Ausfertigung wird hiermit genehmigt.

Braunschweig, den 12.04.2017

Schlüter
-Präsident-
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Stellenmarkt

notar  Fachanwälte  rechtsanwälte
mühe, Weitzel & Kollegen

Wir sind eine vorwiegend zivil- und wirtschaftsrechtlich ausgerichtete, auch überregional tätige Anwaltskanz-
lei mit erfahrenen Rechtsanwälten, die allesamt in ihrem Fachgebiet über Fachanwaltstitel verfügen. Zur Ver-
stärkung unseres Teams suchen wir eine (n)

rechtsanwältin/rechtsanwalt

mit vorwiegend zivilrechtlicher Ausrichtung und der Bereitschaft zum schnellstmöglichen Erwerb eines Fach-
anwaltstitels.

Wir erwarten mindestens befriedigende Examina sowie die Bereitschaft und Fähigkeit zur selbstständigen Man-
datsbearbeitung und zur Einarbeitung in neue Aufgabenbereiche. Idealerweise verfügen Sie bereits über erste
Berufserfahrung, sind belastbar und bringen Einsatzfreude mit.

Wir bieten eine vielseitige Tätigkeit, den Umgang mit großen und mittelständischen Mandanten sowie ein hoch-
motiviertes Team mit einem guten Betriebsklima.

Bewerbungen an:
mühe, Weitzel und Kollegen
z. H. Herrn Rechtsanwalt und Notar Dietmar Weitzel
In den Blumentriften 60, 38226 Salzgitter
Telefon (05341) 8300-0  Telefax (05341) 8300-12  E-Mail: post@weitzel-muehe.de
Internet: weitzel-muehe.de
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Personalnachrichten

Neuzulassungen
vom 11.02.2017 bis 20.05.2017

Kock-Heinrichs, Anja Braunschweig
Voß, Angela Braunschweig
Jordan, Ralf-Peter Goslar
Hönl-Gwerch, Conny Velpke
Gobernado Rebaque, Maria Victoria Wolfsburg
Schierz, Marie-Therese Wolfsburg
Wilczewski, Nikodem Wolfsburg
Zaizaa, Agnes Wolfsburg
Bormann, Britta Göttingen
Geißlreiter, Gero Göttingen
Grimm, Conrad Robert Göttingen

Anderweitige Zulassungen
vom 11.02.2017 bis 20.05.2017

Giesler, Detlev, Dr. Braunschweig
Haberland, Annett Braunschweig
Hümmer, Anne Ruth Luise Braunschweig
Seifert, Ulrich Herbert Braunschweig
Walther, Nikolaus Braunschweig
Moshagen, Heiko Ulrich Helmstedt
Albayrak, Özlem Seesen
Reinhold, Alena Wolfenbüttel
Schrader, Yvonne Gieboldehausen
Fahlbusch-Elser, Tessa Göttingen
Kinderling, Anja Göttingen

Löschungen
vom 11.02.2017 bis 20.05.2017

Giehsler, Thorsten Braunschweig
Sandvoss, Andreas Braunschweig
Stietzel, Peter Braunschweig
Vogt, Jürgen, Dr. Braunschweig
Voigt, Tobias Braunschweig
Muntean, Petronelia (eur. RAin) Goslar
Friehe, Heinz Albert Salzgitter
Hammer, Wolf-Henning, Dr. Salzgitter
Landsberg, Katrin Wolfsburg
Brunotte, Carsten Duderstadt
Wegener, Sarah (Syndikus-RA) Einbeck
Assmann, Eike-Christian Göttingen
Melz, Sebastian, Dr. Göttingen
Schiele-Hanssen, Gesa Göttingen
Sohns, Mathias Göttingen
Usebach, Jens Göttingen
Siedentop, Ellen Northeim
Spannaus, Wolfgang Osterode
Lassive, Arvid René Uslar

Neue Fachanwaltszulassungen
Arbeitsrecht:
Herr Rechtsanwalt Christian Mühlhaus aus Wolfsburg

mit Urkunde vom 01.03.2017

Bau- und Architektenrecht:
Herr Rechtsanwalt Anton Petker aus Braunschweig

mit Urkunde vom 16.03.2017
Herr Rechtsanwalt Andreas Böhmken aus Salzgitter

mit Urkunde vom 31.03.2017

Erbrecht:
Frau Rechtsanwältin Elaine Krüger aus Göttingen

mit Urkunde vom 16.03.2017

Familienrecht:
Herr Rechtsanwalt Felix Rösser aus Braunschweig

mit Urkunde vom 26.04.2017

Miet- und Wohnungseigentumsrecht:
Herr Rechtsanwalt und Notar Lars Säglitz aus Herzberg

mit Urkunde vom 16.03.2017
Herr Rechtsanwalt Florian Fröhlich aus  Braunschweig

mit Urkunde vom 26.04.2017

Steuerrecht:
Frau Rechtsanwältin Theda Müller-Velten aus Goslar

mit Urkunde vom 08.05.2017

Strafrecht:
Herr Rechtsanwalt Rasmus Kahlen aus Göttingen

mit Urkunde vom 16.03.2017

Syndikusrechtsanwaltszulassungen
vom 011.02.2017 bis 20.05.2017

Bigalke, Torsten Braunschweig
Cromme, Philip Braunschweig
Gering, Anje Braunschweig
Reißmann, Dr. Andreas Braunschweig
Türksch, Dr., Anna Braunschweig
Turkenburg,Dr., Marjolein Braunschweig
Hahn, Dorotheé Duderstadt
Morgenstern, Theda Duderstadt
Thums, Regina Duderstadt
Schnuch, Franziska Einbeck
Nolte, Claudia Göttingen
Siegert, Dr. Matthias Göttingen
Halubek, Friederike Hannover
Berghahn, Maria-Rosa Helmstedt
Lepiarz, Lara-Anuschka Northeim
Lüddemann, Rainer-Alfred Nürnberg
Evers, Markus Osnabrück
von Daacke, Gerrit Wolfsburg
Haack, Dr. Tim Jonas Wolfsburg
Schirmer, Andrea Wolfsburg
Warnecke, Dennis Wolfsburg
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Rechtsanwälte/innen:

40 Jahre
Herr Rechtsanwalt und Notar  Dr. Manfred Kappuhne aus Nor-
theim ist seit Mai 1977 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin und Notarin Michaela Bibrach-Brandis aus
Göttingen ist seit Mai 1977 zugelassen.

30 Jahre
Herr Rechtsanwalt Joachim Albrecht Wilken aus Dransfeld ist
seit April 1987 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin und Notarin Ute Feyen aus Schöppenstedt
ist seit April 1987 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt und Notar Dietmar Wölker aus Schöppenstedt
ist seit April 1987 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin Dorothee Katharina Nölle aus Göttingen ist
seit Mai 1987 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Bodo Kramer aus Vienenburg ist seit Mai
1987 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin und Notarin Stefanie Ludewig aus Schöp-
penstedt ist seit Juni 1987 zugelassen.

Jubiläen
Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen sowie den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit zurückblicken kön-
nen.
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Seminare/Fortbildungen

Auch in diesem Jahr bietet die Rechtsanwaltskammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und Fachanwaltsseminare an. Die
aktuellen Veranstaltungstermine sowie das Anmeldeformular finden Sie als Einleger in der Kammermitteilung oder auf un-
serer Internetseite www.rak-braunschweig.de unter der Rubrik „Mitglieder/Fortbildung und Termine“.
Bitte merken Sie sich bereits jetzt folgende Termine vor:

14.06.2017 Arbeitsschutz – ein Betätigungsfeld für Rechtsanwälte?
13:30 – 19:00 Uhr Referent: Dr. Jörn Hülsemann, Rechtsanwalt, Hameln

*Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht

21.06.2017 Braunschweiger Strafrechtsgespräche
13:30 – 19:00 Uhr *Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht

16.08.2017 Arbeitsschutz – ein Betätigungsfeld für Rechtsanwälte?
13:30 – 19:00 Uhr in Göttingen, Sitzungsraum der Gauss-Weber-Loge zu

Göttingen e.V., Lotzestr. 34, 37073 Göttingen
Referent: Dr. Jörn Hülsemann, Rechtsanwalt, Hameln
*Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht

23.08.2017 Hausgeld und Einzelabrechnung in der
13:30 – 19:00 Uhr Wohnungseigentüm

in Göttingen, Sitzungsraum der Gauss-Weber-Loge zu
Göttingen e.V., Lotzestr. 34, 37073 Göttingen
Referent: Dr. Dieter Hildebrand, Rechtsanwalt,
Göttingen und Jens Grundei, Rechtsanwalt, Göttingen
* Anerkennung gem. § 15 FAO für Miet- und WEG-Recht

15./16.09.2017 Ungleichbehandlung und Mobbing am Arbeitsplatz und
Grundlagen der Mediation

15.09.2017 Ungleichbehandlung und Mobbing am Arbeitsplatz
13: 30 – 19:00 Uhr Referent: Alexander Hirschmann, Rechtsanwalt, Bochum

*Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht
16.09.2017 Grundlagen der Mediation 
09:00 – 15:00 Uhr Referent: Alexander Hirschmann, Rechtsanwalt, Bochum

*Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht

11.10.2017 Die aktuelle Rechtsprechung zum Kfz-Kaufrecht, 
13:30 – 19:00 Uhr Gewährleistungsfragen, vorvertragliche

Informationspflichten sowie Kfz-Leasing
Referent: Bernd Schöning, Rechtsanwalt, Stadtlohn
*Anerkennung gem. § 15 FAO für Verkehrsrecht

18.10.2017 Aktuelle Rechtsprechung im Steuerstrafrecht 
13:30 – 19:00 Uhr Referent: Karl-Heinz Mügge, Rechtsanwalt, Göttingen

*Anerkennung gem. § 15 FAO für Steuerrecht und Strafrecht

08.11.2017 Jahresupdate Arbeitsrecht 2017 
12:30 – 18:00 Uhr Referent: Alexander Hirschmann, Rechtsanwalt, Bochum

*Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht

15.11.2017 Braunschweiger Strafrechtsgespräche
13:30 – 19:00 Uhr *Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht

*Anmerkung: Die Angaben zur Anerkennung der Fortbildungsveranstaltungen gem. § 15 FAO bezie-
hen sich auf die Anerkennungspraxis der Rechtsanwaltskammer Braunschweig.

Veranstaltungen
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1. Braunschweiger Strafrechtsgespräche
Die Braunschweiger Strafrechtsgespräche finden seit 2016 dreimal pro Jahr im Seminarraum der Rechtsanwaltskammer statt
und bieten eine etwas andere Möglichkeit für im Strafrecht tätige Kollegen, sich über aktuelle strafrechtliche Themen aus-
zutauschen und die Veranstaltungen selbst mitzugestalten. Die Idee stammt ursprünglich von unserem Kollegen Markus Bia-
lobreszki, der die Veranstaltungen federführend mit organisiert und begleitet. 

Für unsere Strafrechtsgespräche am 15.11.2017 suchen wir noch Kollegen, die einen Vortrag zu einem aktuellen straf-
rechtlichen Thema vorbereiten. Das Thema soll in etwa einer Stunde besprochen werden. 

Es haben sich im Rahmen der Vorbereitung schon Kollegen gemeldet, die die Veranstaltung mit gestalten wollen, es fehlen
aber noch einige.

Sollten Sie interessiert sein, melden Sie sich bitte in der Geschäftsstelle per Mail unter cschulze@rak-
braunschweig.de oder telefonisch 0531/12335-15.

Es können auch Kollegen an den Seminaren teilnehmen, die selbst keinen Vortrag vorbereiten. Während die vortragen-
den Kollegen keinen Kostenbeitrag zu leisten haben, sollen diejenigen, die nur teilnehmen, einen Kostenbetrag in Höhe
von 40,00 EUR bezahlen. Das Seminar findet im Seminarraum der Rechtsanwaltskammer am Lessingplatz 1 in Braun-
schweig statt. 

Sobald die Planungen abgeschlossen sind, können Sie die Referenten und die Themen unserer Homepage entnehmen.
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Warum sollte das nächste notaramt nicht ihres sein?
(…. und sagen Sie später nicht, Sie hätten nicht gewusst, wie groß aktuell ihre Chancen sind, notarin

bzw. notar zu werden!)

Für alle Kolleginnen und Kollegen, die sich für das Anwaltsnotariat interessieren, möchten wir auf die Veran-
staltung: „Wie werde ich Notar/in und lohnt sich das überhaupt?“ hinweisen. Die Veranstaltung findet am
25.11.2017 um 14:00 Uhr im Haus der Kammergeschäftsstellen, Lessingplatz 1 in 38100 Braunschweig statt.
Den Anmeldebogen für die Veranstaltung (siehe letzte Seite) übersenden Sie bitte an die Notarkammer unter der
angegebenen E-Mail Adresse bzw. Faxnummer.

Zugang zum anwaltsnotariat
notarielle Fachprüfung

Der Zugang zum Anwaltsnotariat ist beginnendmit dem Jahr 2011 reformiert worden. Voraussetzung für die Er-
nennung zum/zur Anwaltsnotar/in ist seither unter anderem das Bestehen einer notariellen Fachprüfung. Die bis-
herigen Erfahrungen zeigen, dass sich das System bewährt hat. Die Auswahl der neuen Anwaltsnotare/innen ist
transparenter geworden. Das belegt nicht zuletzt der Umstand, dass es kaum noch Konkurrentenklagen gibt.
Insbesondere ist es gelungen, die Anforderungen an die notarielle Fachprüfung so zu gestalten, dass eine Vorbe-
reitung auf die Prüfungen neben Familie und Beruf möglich ist. Da die Bewerber die Prüfungen in aller Regel
im Hinblick auf bestimmte freiwerdende Notarstellen ablegen, wird fast jeder Bewerber, der die notarielle Fahr-
prüfung bestanden hat, in der Regel kurze Zeit nach dem Bestehen der notariellen Fachprüfung auch zum Notar
bestellt. Auf die Note, mit der die Prüfung bestanden worden ist, kommt es dabei derzeit fast nicht mehr an.

Zu der Aufstellung ist anzumerken, dass die genannten Zahlen auf den im Folgenden genannten Annahmen be-
ruhen, die sich kurzfristig ändern können. Sie haben keinen verbindlichen Charakter.
In der ersten Spalte der Aufstellung ist der jeweilige Amtsgerichtsbezirk angegeben, in der zweiten Spalte ist der
auf der Basis der Urkundenzahlen 2013, 2014 und 2015 der zum 01.01.2016 ermittelte Bedarf an Notaren und
Notarinnen für die jeweiligen Amtsgerichtsbezirke eingetragen. Diese Bedarfsfeststellung wird jedes Jahr auf der
Basis des Urkundenaufkommens der letzten drei Jahre neu vorgenommen. Für den zum 01.01.2017 festzustel-
lenden Bedarf können sich mithin Abweichungen ergeben.
In der dritten Spalte ist die Zahl der Notarinnen und Notare zum 31.12.2016 unter Einschluss der voraussicht-
lichen Ernennungen im Jahr 2017 erfasst. Wegen des noch laufenden Besetzungsverfahrens aus dem Jahr 2016
kann es hier zu Abweichungen kommen.
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Die geschätzten Daten zu möglichen Ausschreibungen von Notarstellen zum 31.10.2017 beruhen auf den Zah-
len der im Jahr 2016 freigewordenen Stellen und der voraussichtlich im Rahmen der Ausschreibung 2016 nicht
besetzten Stellen.
In der Rubrik Altersabgänge ist erfasst, in welchem Kalenderjahr wie viele Kolleginnen und Kollegen wegen Er-
reichens der Altersgrenze ausscheiden müssten. Diese Stellen werden, wenn das Urkundenaufkommen stabil
bleibt, jeweils im Folgejahr zum 31.10. ausgeschrieben.
Die im Jahr 2017 durch Altersabgänge freiwerdenden Stellen werden demnach zum 31.10.2018 ausgeschrieben.
Hinzu kommen die Stellen aus früheren Ausschreibungen, die nicht besetzt werden konnten.
Die Zahl der ausgeschriebenen Stellen kann sich in allen Fällen verringern, wenn das Urkundenaufkommen in
einem Amtsgerichtsbezirk zurückgeht und sie kann sich durch die Ausschreibung von Altersstrukturstellen, die
vorzeitige Aufgabe des Amtes sowie bei einer Steigerung des Urkundenaufkommens erhöhen. Nicht zuletzt des-
halb empfiehlt es sich, die notarielle Fachprüfung so schnell wie möglich abzulegen, umin einer derartigen Situ-
ation bei einer Stellenausschreibung die Voraussetzungen für die Bewerbung schon zu erfüllen und nicht erst
schaffen zu müssen.

Weitergehende informationen

Weitergehende Informationen über den Zugang zum Anwaltsnotariat finden Sie auf der Homepage der Notar-
kammer www.notk-bs.de unter Fachinformationen/Zugang zum Anwaltsnotariat. Auf der Internetseite des
Prüfungsamtes (www.pruefungsamt-bnotk.de) können zudem auch frühere Prüfungsaufgaben eingesehen wer-
den.
Die Notarkammer wird am 25.11.2017 eine kostenlose Informationsveranstaltung für Interessenten veranstalten.
Referenten werden sein der Leiter des Prüfungsamtes, Carsten Wolke, als Vertreter des Oberlandesgerichts
Braunschweig RiOLG Martin Speyer, der Präsident der Notarkammer Braunschweig, Helmut Schuhmann und
zwei Absolventen der notariellen Fachprüfung aus dem letzten Jahr, RAuNin Dr. Stefanie Thierack und RAuN
Daniel Krause.
Interessenten melden sich bitte verbindlich mit dem beigefügten Formular bei der Notarkammer an.
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mittwoch, 06.09.2017

aktuelle rechtsprechung im unterhaltsrecht

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahmebescheini-
gung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent: VRiOLG Celle Mathias Volker
Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,

Klubgartenstrasse 1-2
Zeit: 14.00 bis 19.30 Uhr
Teilnahmebeitrag: einheitlich 200,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Einzelne Schwerpunkte werden vom Referenten je nach Aktua-
lität gesetzt.

____________________________________________________

Der Teilnahmebeitrag beinhaltet ein umfangreiches Seminars-
kript und Pausenverpflegung.

Seminarleitung: Rechtsanwältin Martina Pfeil, Goslar

medieninformation
BDÜ-Fachkonferenz Sprache und recht 2017: Jetzt anmelden

(Berlin, 24. April 2017) Der Bundesverband der Dol-
metscher und Übersetzer e.V. (BDÜ) veranstaltet am
14./15. Oktober 2017 im Hannover Congress Centrum
die Fachkonferenz Sprache und Recht zum Thema
„Übersetzer und Dolmetscher: Mittler zwischen Spra-
chen und Rechtssystemen“. Rund 60 Vorträge, Works-
hops und Podiumsdiskussionen beleuchten das Über-
setzen und Dolmetschen für die Justiz und in recht-
lichen Fachgebieten sowie die Schnittstellen zu den
entsprechenden Auftraggebern. Die Anmeldung (bis
15.5.2017 zum Frühbuchertarif) ist unter
www.FSR2017.de möglich.

„Die Fülle der eingereichten Beitragsvorschläge und
deren außerordentliche inhaltliche Bandbreite haben
unsere Erwartungen weit übertroffen. Damit können

wir den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Fach-
konferenz ein äußerst facettenreiches Programm prä-
sentieren“, freut sich Norma Keßler aus dem Organi-
sationsteam der BDÜ Weiterbildungs- und Fachver-
lagsgesellschaft. Ein Blick auf das vorläufige Pro-
gramm bestätigt dies: Rechte und Pflichten von Über-
setzern juristischer Texte oder die Anforderungen an
das Dolmetschen bei Gericht und Begutachtungen
werden ebenso erörtert wie Fragen der Beeidigungs-
standards und die Relevanz von Normen und Richtli-
nien für die praktische Tätigkeit von Sprachmittlern.
Vorträge zu aktuellen Fragestellungen wie „Hörge-
schädigte Menschen in gerichtlichen Verfahren“ oder
das „Simultandolmetschen bei Großprozessen“ haben
alle Verfahrensbeteiligte im Blick. Darüber hinaus
wird die zunehmend geforderte „Leichte Sprache“
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praxisnah vorgestellt. Daneben bringt sich die Lehre
mit Forschungsergebnissen ein, aus denen sich
Rückschlüsse für die praktische Arbeit ziehen lassen.

Die Fachkonferenz bietet Raum für fachlichen Aus-
tausch und für professionelles Networking. Auf der
angegliederten Fachmesse präsentieren Verlage und
Software-Unternehmen ihre neuesten Produkte. Und
in der begleitenden Fotoausstellung des BDÜ Landes-
verbandes Bayern „Dolmetscher und Übersetzer beim
Nürnberger Prozess“ dokumentieren die außerge-
wöhnlichen Bilder des amerikanischen Armeefotogra-
fen Ray D’Addario die Anfänge des Simultandolmet-
schens.

Über die BDÜ-Fachkonferenz Sprache und recht
Unter dem Titel „Gerichtsdolmetschertag“ lud der
BDÜ im Jahr 1985 zum ersten Mal zu einer Fachkon-
ferenz ein, die sich im Wesentlichen mit der Arbeit und
den Anliegen der für die Justiz und im juristischen Be-
reich tätigen Übersetzer und Dolmetscher beschäftig-
te. Seither fand diese Fachtagung in regelmäßigen Ab-
ständen statt. Für die nunmehr sechste Auflage wurde
der Name in „Fachkonferenz Sprache und Recht“ ge-
ändert, um ein breiteres Spektrum abzudecken. Damit
soll deutlich gemacht werden, dass es bei diesem fach-
lichen Austausch sowohl um die sprachmittlerischen
Tätigkeiten für Justiz und Strafverfolgungsbehörden
als auch ganz allgemein um das fachgerechte Überset-

zen und Dolmetschen für Unternehmen, Kanzleien
und Institutionen geht.

Über den Bundesverband der Dolmetscher und
Übersetzer e.V.:
Der Bundesverband der Dolmetscher und Übersetzer
e.V. (BDÜ) ist mit mehr als 7500 Mitgliedern der
größte deutsche Berufsverband der Branche. Er reprä-
sentiert etwa 80 Prozent aller organisierten Dolmet-
scher und Übersetzer in Deutschland und vertritt seit
1955 deren Interessen. Eine BDÜ-Mitgliedschaft steht
für Qualität, denn alle Mitglieder müssen vor Aufnah-
me in den Verband ihre fachliche Qualifikation für den
Beruf nachweisen. Die Mitgliederdatenbank im Inter-
net hilft bei der Suche nach Dolmetschern und Über-
setzern für mehr als 80 Sprachen und zahlreiche Fach-
gebiete. (www.bdue.de)

Gemeinsam mit der BDÜ Weiterbildungs- und Fach-
verlagsgesellschaft mbH war der BDÜ Veranstalter
der internationalen Fachkonferenzen „Übersetzen in
die Zukunft“ in Berlin, die 2009 und 2012 von mehr
als 1.000 Teilnehmern aus 40 Ländern besucht wur-
den, und organisierte im Auftrag des Weltübersetzer-
verbandes FIT (Fédération Internationale des Traduc-
teurs) im Jahr 2014 den 20. FIT-Weltkongress eben-
falls in Berlin, an dem 1.600 Übersetzer, Dolmetscher
und Terminlogen aus allen Teilen der Welt teilnahmen.
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ADVWENT. ADVWENT.
WIR WÜNSCHEN EINE SCHÖNE WEIHNACHTSZEIT.

Autohaus Wolfenbüttel GmbH
Frankfurter Str. 37  38304 Wolfenbüttel
Telefon: 05331-4009-0    www.ahwf.de

Gebraucht, 

gut, 
günstig

Autohaus Wolfenbüttel GmbH 
Frankfurter Str. 37 . 38304 Wolfenbüttel
Telefon: 05331 4009-36 . www.ahwf.de

Wolfenbüttel

WolfenbüttelW

z. B. Caddy, Caddy Maxi, Multivan, Transporter,
California oder Crafter - Sie haben die Wahl!
Informationen und Probefahrten bei uns.

Peine




